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Dresdner Bank Deutsche Bank Parkbank

Fusionsfieber stoppen -
Jobkiller enteignen!

In der Wirtschaftswelt grassiert die Fu-
sionitis. Täglich kommen neue Meldungen
wer mit wem fusioniert oder welchen Kon-
zern übernimmt.

Rene Henze, Rostock

Die Manager in den Konzernzentralen
machen, was sie wollen. Sie kaufen ganze
Konzerne und Banken wie unsereins eine
Packung Taschentücher. Für ihr Firmen-
Monopoly haben sie Milliarden gebunkert.

Wenn aber die Beschäftigten ein bisschen
mehr Lohn haben wollen, wenn wir Geld
für´n Jugendclub oder für bessere Bildung
fordern, dann erklären uns die regierenden
Politiker aller Couleur: es muss gespart wer-
den, es ist  kein Geld da. Dass das eine
Lüge ist, machen die Rekordgewinne der
Unternehmen deutlich. Aber die großen
Konzerne zahlen kaum oder gar keine Steu-
ern.

Den Wirtschaftsbossen geht es nur darum,
noch mehr Profit für eine Handvoll Aktionä-
re zu scheffeln. Dabei werden sie von der
Regierung unterstützt. Es ist ihnen egal,
welche Auswirkungen dies hat. Der Arbeits-
platzabbau bei Fusionen gilt als „normal“.
16.000 KollegInnen bei der Deutschen Bank
und Dresdner Bank werden wegrationali-
siert.

Entlasst die Bosse – bevor sie uns
entlassen

Nicht die KollegInnen gehören entlassen,
sondern die Bosse. Denn Fakt ist doch: die
da Oben haben ihren Reichtum nicht durch
ehrliche Arbeit erworben.Wir Kolleginnen

und Kollegen sind es schließlich, die die
ganzen Werte erschaffen - doch die Bosse
stecken sich den Reichtum ein. Dem ehe-
maligen Manager von Mannesmann wer-
den 60 Millionen gezahlt - für einen „gesi-
cherten“ Lebensabend. Beim Großteil der
Bevölkerung werden der Reallohn oder die
Rente immer weniger.

Deutsche Bank – in Volkes Hand
Dem Fusions- und Kürzungsfieber kann

nicht durch Stillhalten und Abwarten begeg-
net werden. Nur der gemeinsame und ent-
schiedene Kampf der Betroffenen kann da
was ändern. Als die Holzmann-KollegInnen
im Dezember letzten Jahres vor die Deut-
sche Bank zogen riefen einige: „Deutsche
Bank - in Volkes Hand!“. Sie hatten mehr als
recht. Der einzige Weg, die Wirtschaft „in
den Griff“ zu kriegen, ist: die großen Ban-
ken, Konzerne und ihren gigantischen Reich-
tum in öffentliches Eigentum zu überführen
und unter demokratische Kontrolle zu stel-
len. Das ist die einzige Garantie, dass nicht
mehr nach Profitinteressen einiger weniger,
sondern nach den Bedürfnissen der Mehrheit
der Bevölkerung entschieden wird.

Solche „ketzerischen“ Ideen werden wir
wohl kaum von den etablierten Parteien hö-
ren. (Klar sie erhalten ja auch die schwarzen
Koffer von der Wirtschaft).

Für die Idee eines besseren, gerechten Le-
bens ohne Zukunftsangst müssen wir uns
selbst einsetzen.

Alle, die genug von der Profitgier der Ban-
ken und Konzerne haben, sind aufgerufen in
der SAV aktiv zu werden.

(Siehe auch Seite 2, „Standpunkt“)

Gewinne 1999Gewinne 1999Gewinne 1999Gewinne 1999Gewinne 1999
Daimler-Chrysler
21,5 Milliarden DM Betriebsgewinn  (plus
28%),
Bayer
4 Milliarden DM  Konzerngewinn (plus 24%)

BASF
4 Milliarden DM

Allianz
4,3 Milliarden DM (plus 10%)

Deutsche Bank
5,2 Milliarden DM  (plus 50%)

Dresdner Bank
4,2 Milliarden DM (plus 60%)

Mannesmann ,
3,8 Milliarden DM (plus 37%)

Thyssen-Krupp
1,2 Milliarden

Lufthansa
1,9 Milliarden

Continental 1Milliarden (plus 34%)

Zahlen über Gewinne und geplante Arbeitsplatzvernichtung soweit in den
letzten Monaten bekannt geworden. Kein Anspruch auf Vollständigkeit:

ArbeitsplatzverArbeitsplatzverArbeitsplatzverArbeitsplatzverArbeitsplatzvernichtungnichtungnichtungnichtungnichtung
Deutsche Bank/Dresdner Bank
16.500 Stellen durch Fusion

RWE/VEW
3.200 Stellen nach Angaben des Unterneh-
mens,10.000 Stellen nach ÖTV-Angaben

Holzmann
3.800 Stellen

Veba/Viag
7.800 Stellen

Opel
7.000 Stellen bis Ende 2004

Philips, Aachen
540 Stellen bis Ende 2000

Adranz
3.000 Stellen bis Ende 2002

Thyssen-Krupp
20.000 Stellen

Nestle
1000 Stellen

Phoenix 300 Stellen
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Die Reichen werden immer reicher...
 Von 1991 bis 1997 sind die Nettogewinne

um 47,6% gestiegen, die Reallöhne um 7,8%
gesunken und gleichzeitig wurden 2,5 Millionen
Arbeitsplätze vernichtet. (Quelle: Statistisches
Bundesamt)

In Ostdeutschland liegen die Nettolöhne aller
Wirtschaftsbereiche im Durchschnitt bei einer

Fusionen: Gnadenloser
Konkurrenzkampf

Daimler übernahm zuerst Chrysler, jetzt
steigt DaimlerChrysler bei Mitsubishi
ein, Vodafone Airtouch schluckte Man-
nesmann, die Deutsche Bank übernimmt
die Dresdner Bank, RWE droht eine
feindliche Übernahme... . Ein Ende der
Megafusionen ist nicht in Sicht. Was
treibt die Fusionswelle an? Wohin rollt
sie?

Seit der Weltwirtschaftskrise 1974/75 be-
findet sich der Kapitalismus in einer Depres-
sionsperiode: Schwache Wirtschaftsauf-
schwünge werden alle paar Jahre von Kri-
sen unterbrochen. Von Mal zu Mal steigt die
Arbeitslosigkeit in Europa weiter, Löhne und
Arbeitsbedingungen verschlechtern sich. Der
Grund dafür ist, dass die Kapitalisten einen
immer kleiner werdenden Teil ihrer Profite
für Investitionen zur Erweiterung der Pro-
duktion nutzen, weil kaum profitable Absatz-
möglichkeiten für weitere Produkte in Sicht
sind. Da sie gleichzeitig, dank Lohnzurück-
haltung, im Geld schwimmen, spekulieren sie
an den Börsen oder kaufen andere Firmen
auf. Durch solche Aufkäufe können oft Ko-
sten eingespart und damit die Profite erhöht
werden, z.B. indem Parallelstrukturen abge-
baut werden (also Bereiche, die in beiden
Firmen vorhanden waren und nur noch ein-
mal gebraucht werden). Zur Kosteneinspa-
rung beschränken sich die Konzerne oft auf
ihr Kerngeschäft, auf den Bereich, in dem
sie die meiste Forschung betreiben, die beste
Position auf dem Markt haben und daher die
größten Profite machen. Damit durch diese
Beschränkung der Umsatz und die Profite
nicht fallen, versuchen sie in dieser Sparte
dann in möglichst allen Ländern auf allen
Kontinenten mitzumischen („Global Player“).
Dazu dienen interkontinentale Fusionen (wie
die von Daimler und Chrysler) und Koopera-
tionen.

Kettenreaktion
Es gibt Fusionswellen zur Vorbereitung

oder Reaktion auf Änderungen des Marktes
Die Schaffung des EU-Binnenmarkt Anfang
der neunziger Jahre Firmen erleichterte bei-
spielsweis den Marktzugang im Ausland und
verschärfte den Konkurrenzkampf. Auch
Wirtschaftskrisen, wie z.B. die im Sommer
1997 in Südostasien begonnene Rezession,
verschärfen den Konkurrenzkampf, weil sie
die Nachfrage senken. In beiden Fällen ver-
suchen die Kapitalisten, die Kosten zu sen-
ken, um ihren Konkurrenten Marktanteile
abzunehmen. Ein Mittel dabei sind eben Fu-
sionen. Wenn ein Konkurrent fusioniert,

zwingt er die anderen oft zum Nachziehen
und löst so eine Kettenreaktion aus. Im Ja-
nuar 1999 kaufte Vodafone den Konkurren-
ten Airtouch. In den folgenden Monaten fu-
sionierte deren US-Zweig mit Bell Atlantic,
Olivetti kaufte Telecom Italia, France Tele-
com kaufte E-Plus, die deutsche Telekom
kaufte One2One (Großbritannien), Mannes-
mann kaufte o.tel.o und Orange (Großbritan-
nien) und wurde dann selbst von Vodafone
Airtouch geschluckt.

Hinter der aktuellen Fusionswelle steckt
auch die Angst vor einer möglichen Rezessi-
on in den USA und Europa, denn in diesem
Fall gilt mehr denn je: den letzten beißen die
Hunde.

Konkurrenten werden größer
Der kapitalistische Konkurrenzkampf be-

deutet eine Vergeudung von Ressourcen:
Produkte können nicht abgesetzt werden,
Betriebe werden nicht ausgelastet, Millionen
Menschen sind arbeitslos. Um konkurrenzfä-
hig zu sein, werden Umweltschutz- und Ar-
beitsschutzmaßnahmen vermieden. Die In-
ternationalisierung der Wirtschaft könnte ein
Fortschritt sein: Die Produktion in größerem
Umfang ermöglicht eine größere Effizienz
und Spezialisierung der Betriebe. Aber die
durch die Fusionen entstehenden Riesenkon-
zerne streben keine internationale Zusam-
menarbeit an. Sie überwinden den Konkur-
renzkampf nicht, sondern heben ihn auf eine
höhere, noch zerstörerischere Stufe weil die
Konkurrenten größer werden.. Der  Kapita-
lismus verwandelt die fortschrittlichen Mög-
lichkeiten der Großbetriebe und der Interna-
tionalisierung der Produktion in einen Horror
für Menschen und Natur.

Die Rückkehr zu kleinen Betrieben ist aber
weder erstrebenswert noch möglich. Sie
würde eine viel niedrigere Arbeitsproduktivi-
tät bedeuten. Der Konkurrenzkampf und der
Arbeitsplatz- bzw. Lohnabbau im Bereich
Telekommunikation ist erst durch die Zer-
schlagung der staatlichen Post ermöglicht
worden. Eine Re-Verstaatlichung privatisier-
ter Betriebe und die Vergesellschaftung der
Großkonzerne bei demokratischer Kontrolle
und Planung durch die ArbeiterInnen  ist
notwendig. Nur so würde der Zusammenbal-
lung riesiger Macht in den Händen einer
kleinen Minderheit von Managern, Großanle-
gern und Aktienfonds ein Ende bereitet. Ein-
spareffekte würden nicht Arbeitsplätze ver-
nichten, sondern die Arbeitshetze senken
und die Verteilung der Arbeit auf alle er-
möglichen.

n

Einlaß nach Nützlichkeit
kräftemangel gibt, warum ei-
gentlich?

Kurzfristiges
Profitdenken

Dies ist schlicht auf das
kurzfristige, profitorientierte
Denken der Kapitalisten zu-
rückzuführen. Es zeigt sich
jetzt, dass die Unternehmer
der IT-Branche über Jahre
hinweg zuwenig ausgebildet
haben. Zum Einen, da die Aus-
maße des Booms unterschätzt
wurden, zum Anderen um da-
durch Kosten für die Ausbil-
dung zu sparen. Laut IG Me-
tall sind rund 32000 EDV -
Fachleute arbeitslos, dazu
56000 Ingenieure aller Fach-
richtungen.

Lohndrückerei
Mit der Anwerbung ausländi-

scher Fachkräfte soll jetzt auf
billige Art und Weise dieser
Mißstand beseitigt werden.
Zudem besteht die Gefahr,

Die Bundesregierung hat
beschlossen, noch in diesem
Jahr 20000 Fachkräfte der IT
- Branche (IT, Abk. für Infor-
mationstechnologie) aus
Nicht-EU-Ländern gezielt an-
zuwerben und ihnen eine auf
fünf Jahre befristete Arbeits-
genehmigung (Greencard) zu
erteilen. Werbewirksam ver-
kündete dies Schröder auf der
CeBit um seinen Unterneh-
merfreunden persönlich eine
Freude zu bereiten. Voraus-
gegangen war ein großes
Jammern der Industrie: Der
boomenden Internetbranche
würden zehntausende Spe-
zialisten fehlen und auf die
Schnelle seien auch keine
entsprechend qualifizierten
arbeitslose Fachleute  zu be-
kommen.

Torsten Sting

Abgesehen davon, dass
höchst unterschiedliche Zahlen
umhergeistern, stellt sich doch
eine Frage: Wenn es Fach-

Auf die Zukunft pokern
Time-Warner-Boss Levin

versucht uns klarzumachen:
„Die Möglichkeiten sind
grenzenlos für jedermann“. Er
bezieht sich auf die Vorteile,
die dem Kunden angeblich
durch die Mega-Fusion des
weltgrößten Medienimperi-
ums Time-Warner mit dem
größten Internet-Onlinedienst
der Welt AOL (American On-
line) entstehen. Mit dem Zu-
sammenschluss soll ein Me-
dienimperium geschaffen
werden, in dem traditionelle
Medien mit dem Internetme-
dium verbunden werden.

Lucy Reedler, Ham-
burg

Die Financial Times vom
7.2.00 schreibt dazu: „Die
Kombination von Time-War-
ner und AOl schafft geogra-
phische Reichweite und finan-
zielle Macht...  Herr Levin
möchte nun ein weltweites
Geschäft aufbauen.... Er hat
nicht seinen letzten Deal ge-
macht.“ Wer sich hier im
Vordergrund Vorteile ge-
schaffen hat, steht also erst
mal außer Frage.  Time War-
ner, das weltweit größte Me-
dienunternehmen (Film, Fern-
sehen, Nachrichten, Magazi-
ne, Musik) bedient allein 120
Millionen Magazinleser und
besitzt 32 verschiedene Zeit-
schriften. AOL dagegen steu-
ert dem neuen Unternehmen
22 Millionen Onlinenutzer bei.
Durch den Zusammenschluss
hat AOL zum Beispiel die
Möglichkeit, nicht nur das Te-
lefonnetz, sondern auch War-
ners Breitbandkabel zu nut-
zen. Time Warner dagegen
profitiert besonders vom

ger Firmen gegenüber größe-
ren etablierten Konzernen er-
höhen. Unternehmen, die vor
Jahren noch niemand kannte,
die noch nie schwarze Zahlen
geschrieben haben, wie der
Onlinedienst Amazon oder die
Internetsuchmaschine Yahoo!
sind auf einmal in der Lage, in
Zukunft eventuell Großkon-
zerne wie Sears (Versand)
oder auch Disney zu überneh-
men.  Ein Börsencrash wird
aufgrund der massiven Über-
bewertung schwerwiegendere
Folgen auf die Realökonomie
haben als bisher angenom-
men.

Vorteile für den Kunden?
Verlierer sind die Arbeitneh-

merInnen, die durch einen Zu-
sammenbruch überbewerteter
Unternehmen massenweise
ihre Jobs verlieren wie dies
zum Beispiel 1929 der Fall
war.  Ob der Kunde kurzfri-
stige Preisvorteile haben wird,
ist auch noch nicht klar. Si-
cher ist nur, dass immer grö-
ßer werdende Mediengiganten
immer schwerer beherrschbar
werden. Sie bestimmen, wel-
cher Inhalt uns zu interessie-
ren hat. Die wirklichen Vor-
teile eines unkommerziellen,
unabhängigen Internets, wel-
ches uns allen einfach zum
Austausch zur Verfügung
steht, werden immer geringer.
Deshalb sind wir gegen ein
kommerzialisiertes Netz, wel-
ches nur im Profitinteresse
einzelner steht, und auch ge-
gen eine Netzpolizei. Statt-
dessen müssen die Nutzer auf
der ganzen Welt ihr Netz
selbst gestalten.

n

schnellen Online-Massen-
markt.

Klein schluckt Groß?
Eine neue Qualität bekommt

die „Fusion“ dadurch, dass
das kleinere Unternehmen
AOL den Giganten Time-
Warner faktisch übernommen
hat. AOL wird 55% der An-
teile am neuen Unternehmen
erhalten, während es nur 15%
zum gemeinsamen Umsatz
beiträgt und nur 20% der Ein-
nahmen stellt. Der Grund liegt
darin, dass bei Fusionen und
Übernahmen nicht mehr alte
Bewertungsmaßstäbe wie die
Wertschöpfung eines Unter-
nehmens zählen. Statt dessen
gelten völlig überbewertete
Aktienkurse: AOL wurde vor
der Fusion mit 164 Mrd.$,
Time-Warner dagegen nur mit
83 Milliarden $ bewertet. Die
Internet-Firma Yahoo (1200 Be-
schäftigte) wird an der Börse
höher gehandelt als VW, Veba,
BASF, Metro und Lufthansa
(563.000 Beschäftigte) zusam-
men.

Massive Überbewertung
Die völlig von der Realwirt-

schaft und wirklichen Produk-
tionskapazität abgekoppelten
Börsenwerte sind nur mit be-
sonderen Erwartungen der
Anleger in gewaltige Zu-
kunftschancen einer neuen
Wirtschaftswelt mit Internet,
Telekommunikation und Com-
putern zu begründen. Auf diese
Weise entstehen auf dem
Börsenmarkt riesige finanziel-
le Seifenblasen, die keinen
realen Gegenwert haben und
die, die Finanzkraft kleinerer
(vermeintlich) zukunftsträchti-

um 5% längeren Arbeitszeit nur bei 85% des
Westlohns.

Der Nettoanteil der abhängig Beschäftigten am
Volkseinkommen (Nettolohnquote) lag 1997 auf
dem historischen Tiefstand von 41,9 %. Die Ge-
winnquote bei 26,3% % (Statistisches Bundes-
amt)

...und plündern die Staatskassen
Der Marktwert aller inländischen Aktien

stieg 1999 um 38% und liegt bei über 2
Billionen Mark. Wer seine Aktien ein Jahr
nach dem Erweb wieder verkauft, muss für
den Spekulationsgewinn keinen Pfennig
Steuern bezahlen. Wären die Kursgewinne
nach amerikanischem oder britischem Vor-
bild zur Aktienbesteuerung herangezogen
worden, wären 1999 120 Milliarden Mark
Steuern in die Staatskassen geflossen. (di-
rekt 1/2000)

1980 wurden Löhne und Gehälter mit
28,7% und Gewinne mit 22,1% besteuert.
1998 bezahlten die abhängig Beschäftigten
35,4% Steuern auf ihre Bruttoeinkommen,
die Unternehmer nur noch 8,6% auf ihre
Gewinne. (Statistisches Bundesamt, DIW,
direkt 1/2000)

Unternehmer können frühere Verluste mit
Gewinnen verrechnen und sich so einer Be-
steuerung entziehen. Daimler Chrysler hor-

tet z.B. 10 Milliarden Mark „Miese“. Die
Verluste verrechnet es nach und nach mit
Gewinnen und bekommt dadurch sogar Geld
vom Finanzamt zurück. 1997 und 1998 wa-
ren das stolze 3,4 Milliarden Mark, die aus
der Staatskasse an die Konzernkasse flos-
sen. (direkt 1/2000)

Selbst bei einem 1999 erzielten Rekordge-
winn von 21,5 Mrd. Betriebs- bzw. 21,1
Mrd. Konzerngewinn bezahlt Daimler keinen
Pfennig Ertragssteuern.

Durch legale Steuerschlupflöcher verlieren
die Finanzämter jährlich rund 130 Milliarden
DM, durch illegale Steuerhinterziehung rund
190 Milliarden. (metall 10/99)

Die Wiedereinführung der von der Kohl-
Regierung abgeschafften Vermögens- und
Gewerbekapitalsteuer würde den Länder
und Kommunen 16 Milliarden Mark einbrin-
gen. (aktuell 99)

n

dass diese Kollegen zur Sen-
kung des Lohnniveaus ausge-
nutzt werden können. Schon
macht die korrupte CDU rassi-
stische Stimmung gegen die
„Gastarbeiter“. SPD, Grüne
und FDP, die einer kontrollier-
ten Einwanderung das Wort
reden, beweisen mit dieser
Aktion ihre Scheinheiligkeit
gegenüber AusländerInnen:
Ausländer sind gut, wenn sie
„nützlich“ sind. Werden Kur-
den mit Waffen von Thyssen
verfolgt oder türkische Ge-
werkschafter unterdrückt und
suchen Schutz in Deutschland,
so „mißbrauchen sie das Asyl-
recht“.

Die Politik von rot-grün dient
ausschließlich dem Profitinter-
esse der Konzerne. Wir wollen
keine Ausländerpolitik, die von
der privaten Wirtschaft diktiert
wird.

Wir fordern: gleiche Rechte
für alle und gleichen Lohn für
gleiche Arbeit.

n
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Ihr da
oben ...

... wir
hier unten

PDS-PrPDS-PrPDS-PrPDS-PrPDS-Programmdiskussion:ogrammdiskussion:ogrammdiskussion:ogrammdiskussion:ogrammdiskussion:

PDS auf SPD-Kurs
Auf dem Bundesparteitag der

„Partei des Demokratischen Sozia-
lismus“ (PDS) vom 7. bis 9. April
entscheiden die Delegierten dar-
über, ob die Partei sich ein neues
Programm geben soll. Schon im Vor-
feld des Parteitages wurde eine Pro-
grammkommission gebildet und von
der Mehrheit dieser Kommission ein
umfangreiches Thesenpapier für ein
neues Programm vorgelegt. Dieses
Thesenpapier macht deutlich, dass
Parteiführung und Programmkom-
mission darauf aus sind, gegenüber
dem  Programm von 1993 einen
Schwenk nach Rechts durchzufüh-
ren.

Aron Amm, Berlin

Das vorgelegte Papier knüpft an die
„Zwölf Thesen für einen modernen So-
zialismus - Gerechtigkeit ist modern“ an,
die Gregor Gysi, Fraktionschef der
PDS-Bundestagsfraktion, im letzten
Sommer veröffentlichte. (Dem Buchsta-
ben nach ist Gysis „Denkanstoß“ sogar
konservativer als das gültige Grundsatz-
programm der SPD vom Berliner Par-
teitag 1989, das bei der SPD  natürlich
in irgendeiner Schublade verstaubt.)

Die neuen Thesen der Programmkom-
mission bedeuten eine Aufgabe des so-
zialistischen Ziels. Der Sozialismus wird
von den Autoren auf eine Bewegungs-
richtung und Strömung reduziert und
nicht mehr als eine grundlegend andere
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung
verstanden. Als Losung ausgegeben
wird die „Herauslösung der Moderne
aus der deformierenden Profitdomi-
nanz...“. Nur die Profitdominanz soll
überwunden werden, nicht Privateigen-
tum und Konkurrenz. Das ist der vorläu-
fige Höhepunkt einer Richtung, die mit
der Bildung der Treuhand noch unter
der Modrow-Regierung 1990 oder der
Veröffentlichung des Buches von der
damaligen Wirtschaftsministerin Christa
Luft, „Lust am Eigentum“, schon vor
langer Zeit eingeschlagen wurde.

Wie man den privaten Banken und
Konzernen das Profitstreben austreiben
will, bleibt das Geheimnis der PDS-Füh-
rung. Gibt es irgendeinen privaten Be-
trieb, der existiert, ohne nach Gewinn,
nach Profit zu streben? Und mit wel-
chem Programm will die PDS-Spitze die
Megafusionen und die damit verbundene
Arbeitsplatzvernichtung bekämpfen?
Wie will die PDS private Konzerne dar-
an hindern, Fabriken zu schließen und
Massenentlassungen vorzunehmen?

Wohin das Fehlen einer programmati-
schen Alternative zum Monopoly der
Konzerne führt, zeigt das Beispiel der
Gewerkschaftsführung bei Rover in

Intelligent
Der Verkehrsverbund Rhein-Sieg

(VRS) und die Kölner Verkehrs-Be-
triebe wollten für die Fahrgäste ein
fortschrittliches Ticket einführen.
Die gefahrene Strecke sollte von ei-
nem Automaten beim Ein- und Aus-
steigen erfasst werden, das Fahrgeld
gleich von der Karte abgebucht wer-
den. Das Ganze wurde „Intelligentes
Ticket“ genannt. Die Technik liefer-
te die Firma Siemens. Die ist  den
Kölnern/innen noch in schlechter Er-
innerung, weil von ihr auch der Pro-
totyp einer neuen Straßenbahn
stammte. Bei diesem „Citysprinter“
versagten im Testbetrieb die Brem-
sen, das Fahrzeug krachte vor einem
Jahr in Köln ungebremst in eine ste-
hende Straßenbahn, es gab  62 Ver-
letzte. Jetzt scheiterte der Test, auch
deshalb, weil die Kartenlesegeräte
von Siemens immer wieder defekt
waren. Das allein wäre noch kein
Grund traurig zu sein, aber der Test
kostete 18 Millionen DM. Zum Ver-
gleich: Die CDU, FDP und Republi-
kaner beschlossen im März die Fahr-
preisermäßigung für 150.000 Kölner
mit geringem Einkommen abzuschaf-
fen, um jährlich rund 9 Millionen DM
zu sparen. Die Kosten für den ge-
scheiterten Test müssen hauptsäch-
lich KVB und VRS tragen - also die
Fahrgäste. Vorläufiges Ergebnis:
Siemens-Aktien stehen weiter hoch
im Kurs, einige tausend KölnerInnen
werden demnächst wieder zu Fuß
gehen und die Verantwortlichen ver-
dienen weiter viel Geld, weil sie ja
die Verantwortung tragen.

Dreist
Als „Teilerfolg“  werteten die Grü-

nen in einer Presseerklärung ihre
Zustimmung zur Vergabe von Her-
mes-Bürgschaften zur Förderung
von drei internationalen Atomener-
gie-Projekten. Darunter eine 300-
Millionen-Bürgschaft für den Bau ei-
nes Atomkraftwerks in der Nähe der
4-Millionen-Stadt Lianyungang in
China. (Die Elektro- und Leittechnik,
deren Lieferung durch diese Bürg-
schaft gedeckt wird, stammt von
Siemens, s.o.!).  Warum diese politi-
sche Aktion der einstigen Anti-
AKW-Partei keine Riesensauerei,
sondern ein Teilerfolg ist, begründen
die Grünen so:  bei 11 weiteren
Atomprojekten würden sie nicht zu-
stimmen und so eine Unterstützung
verhindern. Das soll heißen: Wir hät-
ten ja auch allen 14 zustimmen kön-
nen. Diese Logik wird sich dem-
nächst jeder Umweltfrevler zur ei-
gen machen: Vier LKW-Ladungen
Giftmüll illegal entsorgt: Sauerei?
Nein, ein Teilerfolg. Er hätte das ja
auch mit vierzehn oder zwanzig oder
hundert Ladungen tun können.

Dienstleistungs-
gesellschaft

In der Schweiz ist demnächst Ur-
laub auf einem umgebauten Sklaven-
schiff möglich. Die Passagiere brau-
chen aber nicht selbst rudern. Bei
Windstille wird die Galeere von bis
zu 150 Ruderern über das Wasser
bewegt. Das Projekt wird vom Kan-
ton Waadt unterstützt und ist als Be-
schäftigungsmaßnahme für Arbeits-
lose konzipiert.

Großbritannien: Statt Verstaatlichung
der Automobilindustrie forderten sie,
James Bond solle in seinen Action-Fil-
men keine BMW-Autos mehr fahren.

Wohin die Absage an den Sozialismus
führt, offenbart sich bei der PDS schon
unmittelbar im Programmentwurf. Mit
Vorschlägen zur Flexibilisierung der Ar-
beitszeit oder der Möglichkeit von
Kriegseinsätzen „nach Einzelfallprü-
fung“, laufen die Autoren den Vertre-
tern des Neoliberalismus ins offene
Messer.

Falsche Analyse der DDR
Der erste Satz im Kapitel „Geschicht-

liches Selbstverständnis der PDS“ lau-
tet: „Für das historisch-politische Selbst-
verständnis der PDS, die 1989/90 in ei-
nem schwierigen Transformationspro-
zess aus der Staatspartei SED hervor
ging, hat die Auseinandersetzung mit der
Geschichte des DDR-Sozialismus her-
ausragende Bedeutung“. Die DDR - in
der es keinen Tag Sozialismus gab -,
wird von der Programmkommission
nicht von links, sondern von rechts kriti-
siert. Kritisiert wird die „verabsolutierte
Entgegensetzung von Plan und Markt.“
Das Problem in der DDR war aber
nicht, dass es zu wenig Markt gab, son-
dern, dass es keine Demokratie gab. Zu
dieser simplen Erkenntnis, die immer
von der marxistischen Opposition gegen
den Stalinismus vertreten wurde, kann
und will sich die PDS-Führung aber
nicht durchringen.

Das neue Parteiprogramm soll noch
vor der Bundestagswahl im Jahr 2002
verabschiedet werden. Erklärtes Ziel ist
die Beteiligung an einer SPD-geführten
Regierung im Bund ab 2002. Parteivor-
sitzender Lothar Bisky bezeichnete SPD
und PDS in der „Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung“ vom Dezember letzten
Jahres als „natürliche potenzielle politi-
sche Partner“. Mit dem neuen Pro-
gramm soll die Sozialdemokratisierung
der PDS theoretisch untermauert wer-
den. Außerdem hat die Parteiführung
damit vor, Erwartungen der Basis zu
dämpfen und dem bürgerlichen Esta-
blishment gegenüber ihre politische Be-
rechenbarkeit und Verlässlichkeit zu de-
monstrieren.

Zukunft der Partei
Die Thesen der Programmkommission

sind in der Partei auf Kritik gestoßen. 3
Mitglieder der Kommission, Michael
Benjamin von der „Kommunistischen
Plattform“, Uwe-Jens Heuer vom „Mar-
xistischen Forum“ und der Bundestags-
abgeordnete Winfried Wolf haben ein
Gegenpapier vorgelegt. Allerdings greift
auch dieses Papier viel zu kurz und be-

schränkt sich im Wesentlichen darauf,
das völlig unzureichende Parteipro-
gramm von 1993 zu verteidigen. Ihr
„Votum zu den Thesen“ weist keine kla-
re Analyse des Stalinismus auf, sondern
spricht von einem „Sozialismus in der
DDR“, in dem „es Fehler, Irrwege, Ver-
säumnisse und selbst Verbrechen gab“.
Auch die Beteiligung der PDS an einer
bürgerlichen Regierung wird nicht ein-
deutig abgelehnt.

In den meisten Kommunen, in denen
die PDS in der Regierungsverantwor-
tung steht, hat sie in den letzten Jahren
Sozialabbau betrieben. In einigen Fällen
arbeitet sie sogar offen mit der CDU
zusammen. In Sachsen-Anhalt toleriert
sie seit 1994 eine SPD-geführte Regie-
rung.

Die PDS ist heute eine reformistische
Massenpartei in Ostdeutschland, aber

an die Stelle von Reformversprechen
treten nach und nach Konterreformen,
da Gysi, Bisky und Co. sich gefangen
sehen in den „Sachzwängen“ des real
existierenden BRD-Kapitalismus.

Auf der Tagesordnung steht der Auf-
bau einer neuen Arbeiterpartei in West-
und Ostdeutschland. In den kommenden
Klassenkämpfen gegen Arbeitsplatzver-
nichtung und Sozialabbau wird das im-
mer deutlicher werden. Die abhängig
Beschäftigten brauchen eine Partei, die
einen konsequenten Kampf für ihre In-
teressen führt und dazu auch eine
grundlegende Alternative zur Misere
des Kapitalismus anbietet. Die Mitglie-
der SAV werden Initiativen zum Aufbau
einer Arbeiterpartei unterstützen und
dabei für ein konsequent sozialistisches
Programm kämpfen.

(Berlin, 20.3.2000)       n

Big Brother: Eine Frage der Moral?
Den Begriff „Big Brother is

watching you“ prägte George Or-
well mit seinem Buch „1984“, in
dem er einen totalitären Überwa-
chungsstaat beschrieb. Bei RTL 2
befanden sich zu Beginn zehn Men-
schen in einem zu einer WG umge-
bauten Container. 28 Kameras über-
wachen sie bis aufs Klo, 59 Mikro-
fone verfolgen sie bis ins Bett.
250.000 DM Prämie bekommt der/
diejenige, der/die Publikumsliebling
ist und nach 100 Tagen nicht von
den anderen Bewohnern aus der
WG geworfen wurde. Zusammen-
stöße sind gewollt; je skandalträch-
tiger desto besser. Der Macher John
de Mol plant schon weitere Sendun-
gen wie „Der Bus“(Big Brother auf
noch kleinerer Fläche und auf Rä-
dern).

Wer setzt die Grenzen, fragt man/frau
sich, angesichts der nach oben offenen
Blödheitsskala.

Die ZuschauerInnen jedenfalls nicht.
Wir werden nicht gefragt, ob wir es
ablehnen, Sendungen wie Big Brother
auszustrahlen. Wer fragt uns eigentlich,
ob wir Talkshows sehen wollen zu The-
men wie „Sohn liebt Mutter“ oder „Ich
habe mit 30 Frauen geschlafen“? Wieso
gibt es keine Talkshows, die uns wirk-
lich interessieren, mit Leuten, die nicht
gekauft sind und echte Probleme haben,
wie viele von uns und wo ein Meinungs-

/Erfahrungsaustausch weiterhelfen
könnte? Warum gibt es praktisch keine
Diskussionen über wirklich zukunftsfähi-
ge Politik, über Verwirklichung von Ju-
gendkultur, über die politische Situation
von Flüchtlingen usw..?

Profitinteresse
Die Antwort ist einfach: Weil private

Medienimperien, wie die Kirch- oder die
Bertelsmanngruppe, bestimmen, was wir
sehen sollen.

Sie präsentieren uns tagtäglich Sensa-
tionsgeschichtchen, um Neugierde zu
schüren. Würden wir als Zuschauer
denn selbst auf die Idee kommen, men-
schenunwürdige Sendungen zu zeigen?
Würden Frauen 0190-Nummern jede
Nacht ausstrahlen? Wohl kaum. Ein
Verbot von einzelnen Sendungen würde
heute nichts ändern.

Big Brother ist  qualitativ nichts Neues
in der privaten Medienwelt. Viel krasser
als „Notruf“ o.ä. ist es auch nicht. Ver-
bote durch eine Ethikkommission, die
nicht demokratisch gewählt wurde, sind
keine Lösung.

Das herrschende Programm wider-
spiegelt die Vorstellungen und Interes-
sen der Herrschenden.

Wir sehen in der Glotze nur ständig
Leute, denen es ja viel schlechter geht
als uns oder die ein viel aufregenderes
Leben führen als wir. Da unser Leben,
unsere Probleme in Schule und Beruf,
nicht Thema sind, kommt auch keine

Diskussion auf, wie die eigene Situation
geändert werden könnte. Man stelle
sich eine Sendung zum Thema Billiglöh-
ne vor, in der Putzfrauen und Fenster-
reiniger, Zeitungsboten und McDonalds-
Beschäftigte, über ihre Arbeitsbedingun-
gen, ihre Löhne, ihre Chefs, berichten
würden. Man stelle sich eine Sendung
vor, in der StudentInnen über drangvolle
Seminare, hohe Wohnungsmieten, oder
über ihre Kritik an den Lehrinhalten be-
richten könnten. Das brächte bestimmt
Einschaltquoten, aber schon der Gedan-
ke daran wirkt geradewegs revolutionär
– und die Medien sind so konservativ
wie ihre Eigentümer.

Aber warum werden die derzeitigen
Shows trotzdem von vielen angesehen?
Nur weil das Angebot der Öffentlich-
Rechtlichen auch nicht gerade berau-
schend ist? Entscheidend ist doch wieder
einmal, daß man nach einem anstrengen-
den 8-Stundentag oft nur noch wenig In-
teresse hat, etwas Anspruchsvolleres zu
sehen. Würden wir alle kürzer arbeiten,
dann hätten wir alle mehr freie Zeit und
ein weniger hektisches Leben. Die
Mehrheit der Menschen würde sich auch
für andere Dinge interessieren – Fernse-
hen auch mal aus Informationslust an-
schalten und nicht nur zur Entspannung,
wie es heute so oft der Fall ist.

Mediendemokratie
Die privaten Medienmacher argu-

mentieren, letztendlich entscheide

die Einschaltquote über das Pro-
gramm. Gezeigt würde also, was die
Masse sehen will. Hört sich schön
demokratisch an, ist es aber nicht.
Wenn der Geschmack und die Inter-
essen der ZuschauerInnen entschei-
den sollen, warum dürfen sie dann
nicht auf demokratischem Wege
über den Inhalt der Fernsehprogram-
men bestimmen? Das erste was sie
dann nämlich abschaffen würden,
wäre der Werbe-Terror. Laut Um-
fragen sind über 90 Prozent gegen
plötzlich auftauchende Milka-Kühe
und wollen auch nicht mitten im Film
wissen, wo Boris Becker gerade
wieder drin ist. Und dann würden sie
die Programminhalte ändern. Es
würde sich eine Fernsehkultur ent-
wickeln, in der die ZuschauerInnen
eben nicht immer nur ZuschauerIn-
nen sondern auch ProduzentInnen
sein könnten.

Was wir brauchen, ist eine öffentli-
che Diskussion der Zuschauer und
der Beschäftigten im Medienbereich
über Inhalte von Zeitungen, Zeit-
schriften und TV-Sendern.

Die Medienlandschaft kann nur
dann demokratisch sein, wenn die sie
demokratisch bestimmt und kontrol-
liert wird. Dazu müssen die privaten
Sender enteignet und in Gemeinei-
gentum überführt  werden.

Lucie Redler, Hamburg

Liegt die Zukunft der PDS links oder rechts?
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Ex-Inneminister Kanther, Ex-NRW-Finanz-
minister Schleußer und Ex-Oberstadtdirektor
Ruschmeier - dieses Trio war jahrelang der
Gegner der ÖTV in den Tarifrunden für Bund,
Länder und Gemeinden.  Sie haben jahrelang
Lohnraub und Arbeitsplatzvernichtung im öf-
fentlichen Dienst betrieben und jedes Jahr in
der Tarifrunde die Leier von den leeren
Staatskassen heruntergebetet. Dabei waren
sie mit legalen und illegalen Machenschaften
daran beteiligt, die Staatskassen zu plündern
und plündern sie weiter durch ihre fetten Pen-
sionen:

Manfred Kanther, ehemaliger
Bundesinnenminister:

Im CDU-Finanzskandal hat er sich durch organi-
sierte Kriminalität folgender Straftaten schuldig ge-
macht: Steuerhinterziehung in allen Varianten,
Geldwäsche, Urkundenfälschung, Untreue, Betrug.

Nach seinem Rücktritt bekommt er bis Oktober
2001 jeden Monat 28.848DM und danach 26.800
DM. Zusätzlich erhielt er für den Monat Februar
2000 ein Übergangsgeld in Höhe von 10.366 DM.

Manfred Schleußer, ehemaliger
Finanzminister von NRW:

Hauptbelasteter in der Flugaffäre. Er bediente
sich reichlich der Flugdienste der Westdeutschen
Landesbank. Schleußer musste zugeben, dass eini-
ge seiner von der West LB gesponserten „Dienst-
reisen“ auch dazu dienten, eine Bekannte mitreisen
zu lassen.

Die Verfilzung zwischen West LB und den Lan-
desspitzen von NRW geht so weit, dass Minister
im Verwaltungsrat der Bank sitzen und ihre Staats-
sekretäre im Kontrollgremium. Über einen „Inve-
stors-Club“ hilft die West LB Politikern wiederum,
ihren privaten Reichtum zu vermehren und mög-
lichst wenig Steuern zu bezahlen. Im Zusammen-
hang mit den von der Westdeutschen Landesbank
(West LB) finanzierten Flugreisen kam weiter ans
Tageslicht, dass die West LB einen Bootsausflug
für Beamte des Finanzministeriums organisierte
und Justizminister und Generalstaatsanwälte mehr-
mals auf Schloss Krickenbeck bewirtete. Als die
Witwe des Chefpiloten, mit dem Schleußer flog,
aussagte, dass Ex-Finanzminister Schleußer die

Miete. Inzwischen ist es ein offenes Geheimnis, dass
der ehemalige Oberstadtdirektor auch den Stadtrat
über das wahre finanzielle Ausmaß seiner Prestige-
projekte bewusst getäuscht hat. Ursprünglich hatte
Ruschmeier Ambitionen auf das Oberbürgermeister-
amt. Er zog es aber wohlweislich vor seine Karriere
als Politiker zu beenden und als Bankmanager fortzu-
setzen, bevor das Ausmaß seiner Machenschaften als
Oberstadtdirektor zum öffentlichen Skandal wurde.

Ruschmeier erhält jeden Monat zusätzlich zu sei-
nem feudalen Managergehalt von der Stadt Köln
Pensionszahlungen in Höhe von 18.000 Mark.

Ursel Beck, Köln

unter Führung von Ruschmeier, damals noch Ober-
stadtdirektor, das Baugelände 10 Millionen Mark un-
ter dem Marktwert. Dieser Fonds trat auch als Finan-
zier für den Bau der Kölnarena und des Technischen
Rathauses auf. Der Mietvertrag es Eschfonds mit der
Stadt Köln für das Technische Rathaus wird inzwi-
schen von vielen Kennern als sittenwidrig bezeichnet.
990 Millionen Mark Miete in 30 Jahren soll die Stadt
aufbringen und dann das Gebäude für 400 Millionen
kaufen. Ruschmeier ließ sich feiern, dass Köln die
„modernste Mehrzweckhalle der Welt“ und ein neues
Rathaus bekam, ohne selbst eine einzige Mark zu
investieren. Die überhöhten Mietkosten und die Tat-
sache, dass sich die Stadt im Mietvertrag verpflichtet
alle Reparaturen am Gebäude selbst zu finanzieren
unterschlug er der Öffentlichkeit. Allein für nachträg-
liche Einbauten wie beispielsweise standardmäßige
Büroleitungen musste die Stadt inzwischen 40 Millio-
nen Mark aufbringen. Ruschmeier verheimlichte der
Öffentlichkeit auch, dass die von der Stadt langfristig
gemieteten und bisher genutzten Büros nach einem
Umzug ins Technische Rathaus leerstehen würden.
Jetzt zahlt die Stadt dafür jeden Monat 140.000 Mark

West LB vor einer Steuerrazzia warnte, leitet die
Düsseldorfer Staatsanwaltschaft Ende Dezember
ein Ermittlungsverfahren gegen Schleußer ein, das
dann aber bereits drei Wochen später mit der Be-
gründung eingestellt wurde, dass „sich kein hinrei-
chender Tatverdacht ergeben“ habe.

Schleußer erhält nach seinem Rücktritt weiterhin
pro Monat 25.000 Mark aus Steuergeldern.

Lothar Ruschmeier, ehemaliger
Oberstadtdirektor von Köln:

Unter seiner Führung wurde in Köln für über 1
Milliarde Mark eine unsinnige Müllverbrennungsanla-
ge gebaut, die jetzt durch Erhöhung der Müllgebühren,
Lohnraub und Privatisierung bei der Müllabfuhr, fi-
nanziert wird. Unter seiner Federführung wurde die
größte Veranstaltungshalle Europas, die Köln-Arena
gebaut und gleich daneben ein neues technisches
Rathaus. Finanziert wurde das Ganze vom Oppen-
heim/Esch-Fonds, einem Investmentfond von 77 Köl-
ner Bonzen, bei dem Ruschmeier inzwischen im Ma-
nagement sitzt. Diesem Fonds verkaufte die Stadt

Ex- Tarifführer korrupt

ÖTV-Vorsitzender Mai zusammen mit Lothar Ruschmeier (rechts hinter ihm)und Manfred
Kanther bei einem Presseauftritt während der Tarifrunde 1997. Von solchen korrupten
Politikern, die die Staatskassen plündern, läßt sich die ÖTV-Führung das Märchen von den
leeren Staatskassen verkaufen.

Bundesweites Treffen
oppositioneller ÖTV-
Gewerkschafter

Am Samstag, den 27. Mai findet in
Kassel das nächste bundesweite Treffen
des „Netzwerk für eine kämpferische
und demokratische ÖTV“ statt. Das
ÖTV-Netzwerk ist ein Zusammenschluss
von kritischen und kämpferischen Kolle-
ginnen in der ÖTV, Vertrauensleuten,
Betriebsund Personalräten und Jugend-
vertretern. Das Netzwerk war von An-
fang an gegen ver.di, weil sich diese Fu-
sion gegen die demokratischen Rechte
und die gewerkschaftlichen Interessen
der Mitglieder richtet. In den Tarif run-
den kämpfen die im Netzwerk zusam-
mengeschlossenen Kolleginnen unter an-
derem jedes Jahr für massive Festgelder-
höhungen, radikale Arbeitszeitverkür-
zung bei vollem Lohn- und
Personalausgleich und die volle Anglei-
chung der Ostlöhne an den Westen. Das
Netzwerk ist gegen jede Privatisierung
und den Ausstieg aus dem BAT.

Weitere Informationen zum Treffen bei
Steffi Nitschke, Hegelsbergstr. 26, 34119
Kassel, Tel. 0561/9802316 oder Dieter
Janßen, Strohberg 18a, Tel. 0711/6401302.

Nullrunden bis zum Jahr 2004 und die Vernichtung von 70.000 Arbeitsplätzen im gleichen
Zeitraum bedrohen die Existenz der EisenbahnerInnen. Am 7. 3. 2000 gingen dagegen allein in
Berlin 3000 EisenbahnerInnen auf die Straße.

Raus aus dem Bündnis mit
den Arbeitsplatzvernichtern

Im Vorfeld der Tarifrunde hat
die Gewerkschaftsführung mit
Unternehmern und Regierung
eine Bündnis-Erklärung unter-
schrieben, wonach der Produkti-
vitätszuwachs „beschäftigungs-
wirksam“ eingesetzt werden soll.
Die Arbeitnehmer würden durch
ihren Lohnverzicht angeblich Ar-
beitsplätze sichern. Dass diese
Bündnis-Vereinbarung nur ein
gemeinsames Manöver von Ge-
werkschaftsspitze und Unterneh-
mern gegen die Interessen der
Beschäftigten war zeigte sich
umgehend. Die Bündnis-Verein-
barung erlaubte es den Unter-
nehmern sofort nach Verkündi-
gung der,  von den Gewerk-
schaftsgremien offiziell beschlos-
senen, Forderung nach rund 5
Prozent mehr Lohn, der Gewerk-
schaftsseite medienwirksam

daran, ihre Zusagen einzuhalten.
Sie haben sich im letzten Jahr
nicht an ihr  Lehrstellenverspre-
chen gehalten und werden sich
in diesem Jahr auch nicht an ihr
Versprechen halten, Produktivi-
tätsgewinne beschäftigungswirk-
sam einzusetzen.  Noch während
die Tarifrunde im Gang ist, ver-
melden Banken und Konzerne
neue Rekordgewinne und veröf-
fentlichen gleichzeitig Horrorzah-
len über geplante Arbeitsplatz-
vernichtung. (Siehe Kasten auf
Seite 1).

Es ist an der Zeit, daß die Ge-
werkschaften aus dem Bündnis
mit den Arbeitsplatzvernichtern
aussteigen und einen entschlos-
senen Kampf gegen Lohnraub
und Arbeitsplatzvernichtung füh-
ren.
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Wortbruch vorzuwerfen. Und
dem IGM-Vorsitzenden Zwickel
fiel nichts besseres ein, als un-
tertänigst darauf hinzuweisen,
daß es ja nicht auf die Forderung
ankomme, sondern auf das Er-
gebnis. Während die Gewerk-
schaftsführung versucht gegen
die Interessen der Mitglied-
schaft, die Bündnis-Vereinba-
rung per Tarifvertrag umzuset-
zen, vertreten Unternehmer und
Bundesregierung knallhart ihre
Klasseninteressen. Das „Bünd-
nis für Arbeit und Wettbewerbs-
fähigkeit“ ist für sie ein Mittel
zur Volksverdummung und hat
den praktischen Zweck, die Ge-
werkschaften an die Leine zu le-
gen. Während von den Gewerk-
schaften jedes einmal gemachte
Zugeständnis eingefordert wird,
denken die Unternehmer nicht

Schluß mit Öffnungsklauseln
Seit Jahren machen die Ge-

werkschaftsführer den Unterneh-
mern immer öfter das Zugeständ-
nis, per Öffnungsklauseln aus Ta-
rifverträgen auszusteigen. Die IG
BAU hat z.B. den Bossen im
Osten zugestanden, die Tarife um
10% abzusenken, wenn dadurch
Arbeitsplätze gesichert werden.
Der IG BAU-Vorsitzende Klaus
Wieshügel zog daraus inzwischen
folgende Bilanz: „Es gibt im Rah-
mentarifvertrag klare Aussagen,
dass Lohnverzicht an Arbeits-
platzsicherung gebunden sein
muss. Aber ich kenne fast über-
haupt keine Betriebsvereinbarung,
in der man sich daran gehalten
hat. Lohnkürzungen haben alle

schaftsführung führt einzig und
allein dazu, dass die Unternehmer
immer frecher werden, die Ban-
ken und Aktionäre immer höhere
Profite einkassieren und die Be-
legschaften die Verlierer sind.
Die Unzufriedenheit und Wut an
der Gewerkschaftsbasis muss in
Druck auf die Führung umgesetzt
werden, alle bestehenden Flä-
chentarifverträge, alle Arbeits-
plätze und alle erkämpften Stan-
dards in jedem Betrieb zu vertei-
digen. Darüber hinaus muss von
unten ein organisierte Opposition
in den Gewerkschaften und
schließlich eine neue kämpferi-
sche Führung aufgebaut werden.
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mitgenommen, aber keinen Ar-
beitplatz gerettet.“ Derselbe Ge-
werkschaftsvorsitzende hat aber
zugestimmt, dass bei Holzmann
3.800 Arbeitsplätze vernichtet
werden und die 35.000 Noch-Be-
schäftigten bis zum Juni 2001 wö-
chentlich 5 Überstunden leisten,
die auf einem Arbeitszeitkonto
verbucht werden. Nach allen Er-
fahrungen werden die Holzmann-
Arbeiter dafür niemals Geld oder
Freizeit sehen. Derselbe Gewerk-
schaftsvorsitzende wundert sich
dann, wenn die Bauunternehmer
mit der Forderung nach völliger
Abschaffung des Flächentarifver-
trags in die Tarifrunde 2000 ge-
hen. Die Politik der Gewerk-

Das SAV-Programm zur Tarifrunde
■ Die beschlossenen Forderungen sollten nur

das Minimum sein, was an Lohnerhöhung
durchgesetzt werden muss. Angemessen
wären 500 Mark Festgeld für alle, 30-
Stunden-Woche bei vollem Lohn- und Per-
sonalausgleich und volle tarifliche Gleich-
stellung der Ost-Kolleginnen

■ Herabsetzung des Rentenalters auf 58 Jah-
re ohne Rentenabschlag und Lohnverzicht.

■ Keine Kompensationsgeschäfte bei Ar-
beitszeitregelungen, Zuschlägen oder son-
stigen tariflichen Errungenschaften. Keine
Öffnungsklauseln und weitere Ausstiege
aus Flächentarifverträgen durch Sparten-
oder Haustarifverträge.

■ Keine Verlängerung der Laufzeit von Man-
teltarifverträgen, um den Kampf für Ar-
beitszeitverkürzung erneut zu vertagen.

■ Begrenzung der Laufzeit von Tarifverträ-
gen auf 1 Jahr.

■ Gewerkschaften raus aus dem sogenann-
ten „Bündnis für Arbeit und Wettbewerbs-
fähigkeit“.

■ Rücknahme der Verschlechterung des Pa-
ragrafen 116 AFG

■ Voller Einsatz der Kampfkraft bis hin zum
bundesweiten Vollstreik.

■ Gemeinsamer Kampf von ÖTV, IGM
und anderen Gewerkschaften.

■ Regelmäßige Vertrauensleute bzw. Mit-
gliederversammlungen zur Information
über den Stand der Tarifrunde und de-
mokratische Entscheidung über Kampf-
maßnahmen.

■ Nein zu Schlichtungsverhandlungen.

■ Kein Tarifabschluss ohne mehrheitliche
Zustimmung in einer Urabstimmung.

■ Für klassenkämpferische und demokra-
tische Gewerkschaften. Nein zu büro-
kratischen Fusionen und zur Umwand-
lung der Gewerkschaften in Service-Be-
triebe.

■ Wähl- und Abwählbarkeit aller Funktionäre
und jederzeitige Rechenschaftspflicht ge-
genüber der Basis.

■ Schluss mit Privilegien und hohen Gehäl-
tern für Funktionäre. Kein Gewerkschafts-
vertreter darf mehr verdienen als den
durchschnittlichen Lohn der Gewerk-
schaftsmitglieder.

■ Aufbau einer organisierten innergewerk-
schaftlichen Opposition und einer politi-
schen und personellen Alternative zur heu-
tigen Gewerkschaftsführung.
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Hände weg vom
Abitur

 In Baden-Württemberg werden jetzt die Weichen in
Richtung Elitebildung gestellt, andere Bundesländer wer-
den nachziehen. Für alle Schüler die ab dem nächsten
Jahr in der zehnten Klasse sind, soll die Kurswahl abge-
schafft und ein fünftes Prüfungsfach im Abitur eingeführt
werden. Bisher gilt: in der Oberstufe können zwei Fächer
als Leistungskurse belegt, andere Fächer in vorgegebe-
nen Kombinationen als Grundkurse belegt oder abge-
wählt werden.

 Tinette Schnatterer, Stuttgart

So ist wenigstens ein Stück weit gewährleistet,  sich nach
eigenen Fähigkeiten zu spezialisieren. Die Kurse sind oft klei-
ner und es kann mehr auf Einzelne eingegangen werden. Statt-
dessen sollen jetzt die Fächer Deutsch, Mathe, eine Fremd-
sprache, zwei Naturwissenschaften, Musik, Bildende Kunst,
Geschichte, Gemeinschaftskunde und Erdkunde als Pflichtfä-
cher bis zum Abitur zwingend vorgeschrieben sein. Zur Wahl
steht dann nur noch ein Wahl- bzw. Profilfach. Anstatt in
kleinen Kursen wird im Klassenverband (Oberstufenklassentei-
ler 24) unterrichtet.

Reform?
Begründet wird diese „Reform“ mit „mangelnder Allgemein-

bildung“ und der Unzufriedenheit der Wirtschaft mit der Quali-
fikation der Abituri-
entInnen. Dabei
wurde die refor-
mierte Oberstufe
mit Wahlmöglich-
keiten  in den 70er
Jahren eingeführt,
in einer Zeit, in der
die Wirtschaft viele
gut ausgebildete
Fachkräfte und
A k a d e m i k e r
brauchte. Sie war
Teil der sozialdemo-
kratischen Bildungs-
reform, die auch Kindern aus Arbeiterfamilien und Frauen eine
höhere Schulbildung und Zugang zu Universitäten ermöglichen
spllte. Heute ist genau das Gegenteil das Ziel. Indem das
Abitur erschwert wird, wird gesiebt. Die Lernbedingungen
werden durch größere Klassen und zu wenig LehrerInnen
erschwert und Schule immer teurer. In Baden-Württemberg
müssen jetzt schon alle Lernmittel selbst gekauft werden, die
auch zu Hause benutzt werden können. Vor dem Hintergrund
anhaltend hoher Massenarbeitslosigkeit hat die Wirtschaft kein
Interesse daran, dass der Staat so viel Geld für Bildung aus-
gibt. Es wird nur  eine kleine Elite gebraucht.

Widerstand
Schon im letzten Jahr hat es vereinzelt schulinterne Proteste

gegeben. Eine Umfrage an einer Stuttgarter Schule ergab, dass
90 Prozent der SchülerInnen gegen die „Reform“ sind. Der
Stuttgarter SchülerInnenrat (SSR) hat das Thema nun aufge-
griffen um stadtweit, möglichst aber auch über Stuttgart hinaus,
den Protest zu organisieren. Der SSR ist eine unabhängige
Schülerorganisation, die sich 1987, anlässlich der damaligen
Verschärfung des Abiturs, gegründet hat und seitdem immer
wieder Streiks gegen Kürzungen im Bildungsbereich organisiert
hat. Wir wehren uns dagegen, dass die Interessen der Wirt-
schaft über unsere Bildungsmöglichkeiten entscheiden. Der
Stuttgarter SchülerInnenrat tritt für das Recht auf Bildung ein,
unabhängig vom Geldbeutel, und für den Ausbau statt Abbau
von Wahlmöglichkeiten. Die SAV unterstützt den SchülerIn-
nenrat in diesem Kampf.

Debatte
Legalisieren oder nicht?

Schreibt uns Eure Meinung!
e-mail: savbund@aol.com

EXPO 2000EXPO 2000EXPO 2000EXPO 2000EXPO 2000

Kapitalismus – ganz modern?
Ab dem 1. Juni diesen Jahres wird in

Hannover das internationale Kapital ver-
suchen zu beweisen, dass Kapitalismus
und Entwicklung sich nicht ausschließen.
Die EXPO 2000 ist aber nicht nur eine
gigantische Präsentation neuer Produk-
te, die sich 90% der Weltbevölkerung
ohnehin nicht leisten können sondern
vor allem eine ideologische Plattform für
die Herrschenden.

Seit der ersten Weltausstellung 1851 in
London repräsentiert diese wie nichts ande-
res das „höher, schneller, weiter“ Entwick-
lungsdenken des Kapitalismus. Jede techni-
sche Entwicklung, für die aus Profitgründen
über Leichen gegangen wird, findet sich, in
hübsches Geschenkpapier eingewickelt, auf
den Weltausstellungen wieder. In den 50er
Jahren war es das „Atomium“, das friedliche
Nutzungsmöglichkeiten der Atomenergie pro-
pagierte, obwohl die amerikanischen Wissen-
schaftler (und das japanische Volk) späte-
stens seit Hiroshima besser Bescheid wus-
sten. Später, nachdem die UdSSR den ersten
Sputnik im All hatte, musste auch schleunigst
der Kapitalismus nachziehen und Billionen
von Dollar in die Raumfahrtentwicklung statt
in Armutsbekämpfung investieren. Der Nut-
zen für die Arbeiterklasse: Die Teflonpfanne.

Wer bezahlt die EXPO?
Die Expo 2000 wird allein schon durch die

Ausrichtungskosten ein Bezahltag für uns.
Die 3.029.000.000 DM für die EXPO direkt
sollen zwar wieder reinkommen, dies hat
aber erstens noch nie auf einer Weltausstel-
lung geklappt und soll zweitens vor allem

über den Eintritt reingeholt werden. Die Gel-
der für zusätzliche Infrastruktur in Hannover,
mehr Bullen und allein 200(!) zusätzliche
Verfassungsschützer in Niedersachsen zah-
len wir direkt.

Zudem wird penetrant wie nie zuvor die pro-
kapitalistische Propagandawelle rollen. So
wird jeder Tag ein Ländertag werden, an dem
sich eine bestimmte Nation präsentieren darf,
Deutschland selbstverständlich am 3.Oktober
und die USA am amerikanischen Unabhängig-
keitstag, dem 4.Juli. Dabei wird natürlich nicht
über Armut, Arbeitslosigkeit und Unterdrük-
kung in den jeweiligen Ländern berichtet.
Verschiedene multinationale Konzerne haben
eigens nach ihnen benannte Ausrichtungsorte
wie die „Preussag-Arena“ oder auch das
„Lab 01“, mit dem Daimler-Chrysler durch
Europa tourte, um neueste Entwicklungen zu
präsentieren, die sich keiner leisten kann. Slo-
gan dieser Kampagne war, ganz modern, hip
und jugendlich „R U Ready?“ (engl. Are you
ready?: Bist du bereit?).

EXPO = jugendfreundlich?
Einerseits müssen auf der EXPO natürlich

Produkte und Moden beworben werden, für
die vor ihrer Existenz gar kein Bedürfnis
bestanden hat. Andererseits versuchen die
Macher der Weltausstellung auch möglichst
viele Bereiche bereits existierender Subkul-
tur in das Programm zu integrieren, um sich
als weltoffen präsentieren zu können. Be-
stes Beispiel hierfür ist der sogenannte
„Battle of the Year“. Die Breakdance-
Weltmeisterschaft wurde bis dato immer
von der Hip-Hop-Szene selbst organisiert
und eigenständig in Videos verwertet und

vertrieben. Durch die Ausrichtung auf der
EXPO wird es sicher bald eine professionel-
le Vermarktung geben. Erwünschter Ne-
beneffekt: Breakdance als ein weiteres Ele-
ment aus der nicht kontrollierbaren Hip-
Hop-Szene herauszubrechen. Getreu dem
Motto: „MTV Hip-Hop-Sendungen und Bre-
akdance dürft ihr gucken, wenn ihr unsere
Hosen kauft, aber systemkritische Musik
machen und fremde Wände bemalen, das
geht zu weit“.

Installationen zur Bevölkerungsentwicklung
sowie ein riesiges begehbares Auge sind nur
zwei der vielfältigen Versuche den Menschen
auf eine technische Einheit zu reduzieren.
Eine technische Einheit wie ein Kostenfaktor
im Betrieb. Auch ist die „Einheit Mensch“
keiner Klasse zuzuordnen, es gibt nicht das
Interesse des Kapitals oder des Proletariats,
sondern nur das der „Menschheit“. Für das
„Interesse der Menschheit“ wieder sollen wir
alle angeblich notwendigen Schritte einsehen,
das sind für das Kapital auch Bevölkerungs-
kontrolle und Genmanipulation.

Das Klasseninteresse dieser Veranstaltung
ist eindeutig. Deswegen muss Widerstand
dagegen stattfinden. Dies können Aktionen
gegen einige der weltweit 500 stattfindenden
regionalen EXPO-Projekte sein oder auch
Gegeninformations-Veranstaltungen. Höhe-
punkt des Widerstandes wird aber sicher die
für den 29.Mai geplante Demonstration in
Hannover selbst sein. Je mehr Leute dort
demonstrieren, desto größer wird der Stachel
im Fleisch des Kapitals bei seiner Selbstbe-
weihräucherung sein.

David Schultz, Kassel

Gegen Nazis aktiv werden! JRE aufbauen!
Seit dem 21. September

1998 gibt es JRE (Jugend ge-
gen Rassismus in Europa)
wieder in Rostock. Wir wollen
zeigen: Es ist möglich die Na-
zis zu stoppen. Gerade viele
Jugendliche sind dazu bereit.
JRE will diese Jugendlichen
europaweit zu einer Kraft or-
ganisieren, die die Neonazis
isolieren und schlagen kann.
Wir organisieren konkrete
Aktionen, um jegliche Aktivi-
täten der Nazis zu verhindern.
Wenn Faschisten Aufmärsche
oder Versammlungen abhalten
wollen, um ihre rassistischen
Lügen zu verbreiten, dann
müssen sie daran gehindert
werden. Mit allen notwendi-
gen Mitteln. Dabei dürfen wir
uns nicht auf Polizei, Justiz
oder die bürgerlichen Parteien
verlassen. Denn diese haben
kein wirkliches Interesse dar-
an, die Faschisten aufzuhal-
ten. Als am 12. Juni 99 die
NPD versuchte, erneut in Ro-
stock zu marschieren, spielte
JRE eine wichtige Rolle da-

bei, dass die Nazis durch eine
Sitzblockade gestoppt wurden.
JRE tritt für eine breite Mobi-
lisierung durch Gewerkschaf-

ten, linke Parteien, Antifa-
schistInnen und ImmigrantIn-
nen ein. JRE steht für antifa-
schistische Selbstverteidi-

gung. Nur so können wir ver-
hindern, dass die Faschisten
immer mehr Straßen, Stadtteile
und Gebiete kontrollieren. Wir
machen die führenden Köpfe
der Faschisten bekannt, um sie
in ihrem Stadtteil zu isolieren
und den Aufbau faschistischer
Strukturen zu verhindern. JRE
steht für Antworten gegen die
Lügen der Faschisten und Ras-
sisten. Nicht die Ausländer
sorgen für Massenentlassun-
gen, erhöhen die Mieten oder
betreiben den Sozialabbau.
Sondern es sind deutsche Un-
ternehmer, Miethaie und Politi-
ker. JRE steht für einen ge-
meinsamen Kampf der deut-
schen und nichtdeutschen Ar-
beiterInnen, Arbeitslosen und
Jugendlichen für Wohnungen,
Ausbildungs- und Arbeitsplät-
ze.

JRE gibt es in Schweden,
Tschechien, Belgien, Öster-
reich, Russland, der Ukraine,
Griechenland, Frankreich und
den Niederlanden. In Deutsch-
land gibt es Gruppen in Berlin,

Bekämpft die
Doppelmoral

der Herrschenden!
Eins vorweg: Eine komplett dro-

genfreie Gesellschaft wird es mei-
ner Meinung nach nie geben, auch
nach der sozialistischen Revoluti-
on nicht. Es könne höchstens die
gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen verändert werden, die
Leute zu Drogen greifen lassen.
Wir als SozialistInnen sollten uns
meiner Meinung nach weniger um
die Freigabe einzelner Drogen
kümmern, sondern unsere Aufgabe
darin sehen, die Doppelmoral der
herrschenden Drogenpolitik zu be-
kämpfen.

Wie Doreen schon angesprochen hat
(siehe VORAN 212), zählen Alkohol
und Tabak eindeutig zu den akzeptier-
ten Drogen, ihr Konsum wird geför-
dert, obwohl eindeutig nachgewiesen
ist, dass sie süchtig machen und

n Umfassende Information über die
Wirkungsweisen der verschiedenen
Drogen

n Verstaatlichung der Pharma-, Alko-
hol- und Tabakindustrie

n Bestimmte Drogen, wie Nikotin, Al-
kohol und Cannabis, sollten nur in
speziellen Geschäften erhältlich
sein

Leserbrief von Stefan aus Kiel

sen
n Keine Kürzungen bei Drogenbera-

tung und Rehabilitation
n Flächendeckende Einführung von

„Fixerstuben“, Methadon auf Re-
zept, für alle Junkies, die entziehen
wollen

n Ärztlich begleitete Abgabe von Dro-
gen, die den Abhängigen befähigt,
seinen Drogenkonsum schließlich
selbstbestimmt unter Kontrolle zu
bringen

können, weil ihnen
verboten wird hier
zu arbeiten.

Das wird begei-
stert von den Le-
galisierungsbefür-
worterInnen von
Cannabis (zum
Beispiel den
GRÜNEN) be-
klatscht werden. Während gleichzeitig
der legale Haschischhandel blüht, wer-
den selbstverwaltete Basis-Projekte
(zum Beispiel die Drogenberatungs-
stelle „Palette“ in Hamburg) geschlos-
sen.
Folgende Punkte sollte eine sozialisti-
sche Drogenpolitik meiner Meinung
nach in den Vordergrund stellen:
n Kostenlose Drogenberatung und

Entwöhnung, finanziert von Ge-
sundheitsämtern und Krankenkas-

schädlicher sind als zum Beispiel Can-
nabis. Die Tabak- und Alkoholindu-
strie und der Staat machen Riesenpro-
fite durch Verkauf und Werbung.
Konsumenten anderer Drogen werden
aufs Härteste verfolgt und oftmals
eingeknastet. Die Kriminalisierung von
Haschisch hat jedoch in den letzten
Jahren deutlich abgenommen; in wei-
ten Kreisen der Gesellschaft (auch bei
Anwälten, LehrerInnen etc.) wird Kif-
fen akzeptiert und teilweise sogar
selbst praktiziert. Deswegen wird es
nur noch eine Frage der Zeit sein, bis
Cannabis auch hier zur normalen Han-
delsware geworden ist. Dann wird mit
übelsten, rassistischen Polizeimetho-
den noch härter gegen die „bösen“
Dealer vorgegangen, wie zum Beispiel
jetzt schon gegen junge afrikanische
ImmigrantInnen, die sich ihren Le-
bensunterhalt nicht anders verdienen

BundesweitesBundesweitesBundesweitesBundesweitesBundesweites
JRE-TJRE-TJRE-TJRE-TJRE-Trrrrrefefefefeffenfenfenfenfen
13. /14. Mai in Berlin
melde Dich jetzt an!
ruf an!
Berlin:
030/4 40 84 29

Dresden:
JREdresden@gmx.net.de

Rostock:
0381/4 99 65 90

Die neue „No Pasaran“ kann
bei den JRE-Gruppen bestellt
werden

Dresden und Rostock. Wir
bringen gemeinsam die über-
regionale Antifa-Zeitung „No
Pasaran“ („Sie werden nicht
durchkommen“ , Parole der
Antifaschisten im spanischen
Bürgerkrieg) heraus.

Ronald, Rostock
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Demokratisc
statt Diktatur 

den Acker bearbeitete und seine Kleidung
selbst herstellte, ist die Produktion und
Verteilung heute gesamtgesellschaftlich
organisiert. Doch die Aneignung der
Früchte dieses Wirtschaftens findet privat
durch die Kapitalbesitzer statt. Der
Zweck der Produktion ist die Erhöhung
des Profits, dieser wird nicht durch allseiti-
ge Zusammenarbeit, sondern durch Aus-
beutung erzielt.

Was eine Lösung für die Gesellschaft
insgesamt wäre, der planmäßige Einsatz
aller vorhandenen Arbeitskräfte zur Be-
friedigung aller Bedürfnisse, ist für die In-
teressen der Einzelkapitale – und das sind
die ausschlaggebenden – keine Lösung,
sondern ein Problem.

Armut – Überbleibsel der
Unterentwicklung?

Die 225 reichsten Menschen der Welt
besitzen zusammen 1015 Milliarden Dollar
– das Jahreseinkommen der ärmsten 47
Prozent der Weltbevölkerung ist ebenso
hoch. Das Vermögen der drei reichsten
Personen der Erde übersteigt das gemein-

same Bruttoinlandsprodukt der 48 ärmsten
Länder.

Um für alle sechs Milliarden Menschen
elementare Bildung, Gesundheitsversor-
gung, ausreichende Ernährung, sauberes
Trinkwasser und Sanitäreinrichtungen zur
Verfügung zu stellen, wären jährlich rund
40 Milliarden Dollar erforderlich, weniger
als vier Prozent des Vermögens aller Su-
perreichen (Bericht der Vereinten Natio-
nen, 1998).

Daß mit diesem System etwas nicht
stimmt, ist nicht schwer zu erkennen. Nur
hoffnungslose Zyniker und Profiteure des
Systems können aus voller Überzeugung
sagen, alles wäre prima. Welche Möglich-
keiten zur Veränderung gibt es?

Die Fortschrittsgläubigen betrachten die
heutigen Probleme als Überbleibsel der
Rückständigkeit. Wirtschaftliche Unerfah-
renheit in Afrika, Hinterlassenschaften der
heruntergewirtschafteten „kommunisti-
schen“ Länder im Ostblock. Der Fort-
schritt wird all dies lösen, meinen sie.
Doch trotz aller technischen und wissen-
schaftlichen Neuerungen hat sich die
Lage für viele Menschen verschlechtert.
Trotz gewaltiger Fortschritte in der Medi-
zin sind längst überwunden geglaubte Seu-
chen wie Tuberkulose und Diphtherie auf
dem Vormarsch, Krankheiten die durch
einfache hygienische und soziale Maßnah-
men bekämpft werden könnten. Der wis-
senschaftliche Fortschritt in der Chemie

und Biotechnologie, der angeblich das
Hungerproblem lösen sollte, stürzt Millio-
nen Bauern in die totale Abhängigkeit von
Agrarkonzernen, führt zu Landflucht, Ar-
mut und brachliegenden Feldern.

Zehn Jahre nach dem Sturz der „kom-
munistischen“ Regime in Osteuropa sin-
ken Lebensstandard und Lebenserwar-
tung in Osteuropa noch immer. „Der
Übergang ist die Völker der Region teuer
zu stehen gekommen, nicht nur hinsicht-
lich zunehmender Krankheiten, höherer
Sterblichkeit und geringerer Lebenser-
wartung, sondern auch, was den Zerfall
der sozialen Verhältnisse betrifft, der sich
in erhöhtem Alkoholkonsum, einer dra-
matischen Zunahme der Drogenabhän-
gigkeit und einem Anstieg der Selbst-
mordrate äußert.“ (Entwicklungsbericht
der Vereinten Nationen, zehn Jahre nach
der Wende in Osteuropa).

Kapitalismus: Planung
für den Profit

Nach dem Zusammenbruch der DDR
hieß es, die Planwirtschaft könne nicht
funktionieren, der Markt sei vielleicht nicht
perfekt, aber die einzig denkbare Wirt-
schaftsform.

Wir halten dagegen: der planvolle Ein-
satz von Rohstoffen, Produktionsmitteln
und menschlicher Arbeit, befreit von den
Zwängen des Profits und der Konkurrenz,
organisiert von den arbeitenden Menschen
selbst, ist der einzige Weg, die Gesell-
schaft weiterzuentwickeln, die Zerstörung
der natürlichen Lebensgrundlagen aufzu-
halten, die Erde zu reparieren, die Armut
abzuschaffen und nachhaltigen Wohlstand
für alle zu schaffen.

Die Vorstellung, die von der Planwirt-
schaft vermittelt wird, ist, daß korrupte,
privilegierte Bürokraten ohne eine Ah-
nung, was die Leute brauchen oder was in
den Betrieben vorgeht, in einem zentralen
Planungsstab entscheiden, graue Einheits-
produkte herstellen zu lassen, die niemand
haben will. Tatsächlich beschreibt dies die
Wirklichkeit in der ehemaligen DDR oder
der Sowjetunion. Diese Staaten scheiter-
ten letztendlich an Fehlplanungen und
niedriger Arbeitsproduktivität. Unter der
bürokratischen Knute sank die ursprüng-
lich hohe Motivation der arbeitenden Men-
schen ins Bodenlose.

Doch dieser Versuch, eine Planwirt-
schaft aufzubauen, ist unter besonderen
Bedingungen entstanden, die Wurzeln des
Scheiterns liegen in der Rückständigkeit
Rußlands und der Unmöglichkeit, eine so-
zialistische Planwirtschaft in einem isolier-
ten Land aufzubauen. Das beantwortet
nicht die Frage, ob eine geplante Wirt-
schaft prinzipiell möglich ist.

Etwas anderes als eine Marktwirtschaft kann unmöglich funktio-
nieren, betonen alle Politiker, Gewerkschaftsführer, Medien. So
lernen wir es in der Schule, im Betrieb und an der Universität. Die
FDP vertraut auf die „Selbstheilungskräfte des Marktes“, CDU
und SPD reden von einer „sozialen  Marktwirtschaft“ und die
PDS-Spitze will die Marktwirtschaft gar sozialistisch gestalten.
Eine geplante Wirtschaft, so heißt es, führe unvermeidlich zu
Bürokratie und Mangelwirtschaft.
Die Probleme des Marktwirtschaft werden als einzelne, voneinan-
der unabhängige dargestellt und können angeblich auch so gelöst
werden. Die Arbeitslosigkeit soll durch Bescheidenheit der Arbeit-
nehmerInnen und Qualifizierung abgebaut werden. Die Umwelt-
verschmutzung soll durch bewußtes Verhalten der Konsumenten
verringert werden. Die Ungleichheiten zwischen den Ländern und
Kontinenten sollen durch die vollständige Öffnung der dortigen
Märkte für westliche Produkte beseitigt werden.
Beim Autofahren ist der „Tunnelblick“, der durch Müdigkeit oder
Alkoholkonsum entsteht, gefährlich. Ebenso schädlich ist der
Tunnelblick, die verengte Sichtweise auf einzelne Probleme, bei
der Analyse der heutigen Welt.

Claus Ludwig, Köln

Der „außerirdische“ Blick auf unseren
Planeten hilft dabei, die Zusammenhänge
zu verstehen. Wir sehen heute eine Welt,
in der vor allem Mangel herrscht. Hunder-
te Millionen Menschen hungern oder sind
unterernährt. In jedem Land wird der Be-
völkerung gesagt: wir müssen den Gürtel
enger schnallen, bescheiden sein, sparen.
Offenbar wird die Welt ärmer.

Gibt der Planet zu wenig her? Können
nicht genug Güter hergestellt werden?
Keineswegs. Die Böden der Erde können
alle satt machen, sie müssen dabei nicht
durch Monokultur zerstört, sondern kön-
nen schonend bewirtschaftet werden. Es
gibt genug Maschinen und Arbeitskräfte,
um Wohnungen, Straßen, Schienen usw.
zu bauen und die Lebensmittel herzustel-
len und zu transportieren.

Es gibt sogar Millionen Menschen, die
daran gehindert werden, zu arbeiten. Sie
besitzen keine Produktionsmittel, kein Be-
trieb will sie einstellen. Das Material ist
da, die Menschen sind da, woran fehlt es?
Gibt es zu wenig Geld? Können die not-
wendigen Lebensmittel, Wohnungen usw.
nicht bezahlt werden?

Geld ist nichts anderes als ein Tausch-
mittel, ein rechnerisches Gegenstück für
die existierenden materiellen Werte. Wür-
den die Arbeitslosen ausgebildet und könn-
ten arbeiten, würde das unter dem Strich
keine Kosten verursachen, sondern zu-
sätzlichen Reichtum für die Gesellschaft
schaffen. Die einen produzieren Lebens-
mittel, die anderen die Steine für die Häu-
ser, alle werden dadurch wohlhabender
und zufriedener, es gäbe mehr zu vertei-
len.

Nur kommen heute diese Faktoren nicht
zusammen. Die Gesellschaft verzichtet
darauf, den Wohlstand zu mehren. Statt-
dessen herrscht in vielen Bereichen Man-
gel an den einfachsten Dingen des Le-
bens, während auf den Märkten ein erbit-
terter Konkurrenzkampf herrscht und
Überkapazitäten aufgebaut werden.

Sind die Menschen zu gierig, egoistisch,
dumm? Ist es zu schwierig, all dies zu
planen, scheitert es an der schieren Größe
der Aufgabe?

Egal, wie schlau oder dumm, wie gierig
oder bescheiden „der Mensch“ ist: in ei-
nem marktwirtschaftlichen, kapitalisti-
schen System können die oben beschrie-
benen Faktoren nicht zusammenkommen.

Um etwas zu produzieren, müssen viele
Teile der Gesellschaft in verschiedenen
Ländern zusammenarbeiten, vom Abbau
der Rohstoffe bis zu ihrer Verarbeitung.
Anders als im Mittelalter, als der Bauer

Vertreter der kapitalistischen Ideologie
erklären, daß Planung zwangsläufig Frei-
heit, Spontaneität und Vielfalt töte. Das ist
Unsinn. Kapitalistische Unternehmen pla-
nen auch. Sie planen allerdings nicht, wie
sie Bedürfnisse befriedigen können, son-
dern wie sie den Markt bedienen. Ganze
Stäbe von Produktmanagern und Werbe-
fachleuten erforschen Kaufkraft und Kon-
sumverhalten, entwerfen Strategien und
wenden psychologische Tricks an, um ihre
Produkte an Mann und Frau zu bringen.
Jedes Unternehmen plant für sich, in Kon-
kurrenz zu den anderen. Im Zuge dieser
Planung kommt es zu marktwirtschaftli-
chen „Fehlplanungen“, die eben keine Feh-
ler sind, sondern Bestandteile des Kapita-
lismus: Überkapazitäten werden aufge-
baut, Fabriken hochgezogen, die später
wieder geschlossen werden, wenn der
Konkurrent einen größeren Teil vom
Markt erobert hat.

Der Markt reguliert, wer erfolgreich ist,
aber er tut dies zu enormen Kosten. Heu-
te sind die meisten Produkte in Qualität
und Design nahezu gleichwertig. Es fällt
schwer, vom Aussehen eines Autos auf
die Marke zu schließen, die meisten Le-
bensmittel schmecken ohnehin gleich. In
gewaltigen Werbeschlachten werden Mil-
liarden ausgegeben, um diese kaum unter-
scheidbaren Produkte gegenüber denen
des Konkurrenten anzupreisen.

Allein beim Übernahmepoker von Voda-
fone und Mannesmann wurden über 1,5
Milliarden DM für Werbung ausgegeben.
Dabei wurden keine Werte geschaffen,
auch wenn die Besitzer der beteiligten
Werbeagenturen und der Tageszeitungen
dies angesichts ihrer Gewinne behaupten
mögen. Im Gegenteil, diese Werbekampa-
gne war eine Verschwendung von Ar-
beitskraft und Papier.

Durch die Konkurrenz werden Arbeits-
kraft und Rohstoffe verschwendet, wer-
den ganze Wirtschaftszweige aufgebaut,
die in keiner Weise gesellschaftlich nützli-
che Produkte oder Dienstleistungen er-
bringen. Ein großer Teil der Beschäftigten
arbeitet an Dingen, die nur entstanden
sind, weil im Profitsystem daran verdient
werden kann und sie nur geringen oder
keinen gesellschaftlichen Wert haben.

Ein Teil der notwendigen Arbeit bei-
spielsweise im Gesundheitswesen oder in
der Ausbildung, wird hingegen selbst in
den reichsten Staaten nicht organisiert,
weil mit umfassender Bildung und Ge-
sundheit kein Geld verdient werden kann.

Verkehrsplanung: Chaos
auf Straße und Schiene

Niemand kann bestreiten, daß das Ver-
kehrswesen in der Bundesrepublik ge-

plant wurde. Die Eisenbahn war staat-
lich, ebenso die Straßenbauplanung, die
Reparatur und die Verkehrsüberwa-
chung. Geplant wurde allerdings, daß die
Interessen der Auto- und der Mineralöl-
industrie absoluten Vorrang haben.

Trotz aller technischen Neuerungen ist
die faktische Reisegeschwindigkeit in
den Zügen der Bahn AG heute auf dem
Stand der Zwischenkriegszeit. Strecken-
abbau, Personalmangel, Verspätungen,
veraltetes technisches Material führen zu
Verspätungen und häufigem Umsteigen.
Im Bereich der Nahverkehrs-Züge wird
planvoll weiter abgebaut, so daß die
Bahn AG nicht einmal Konkurrenten
braucht, sondern sich selbst aus dem
Markt wirft. Die durchschnittliche Reise-
geschwindigkeit des angeblich so mobilen
Straßenverkehrs sinkt dank verstopfter
Straßen ebenso. Die Aktionäre der Auto-
und Mineralölkonzerne sind reich gewor-
den, während die Steuerzahler, die arbei-
tende Bevölkerung, die gesamten Risiken
abdeckt. Die Kosten für die Instandhal-
tung, die Polizei, die Versorgung verletz-
ter Verkehrsteilnehmer und für die Um-
weltschäden durch den Autoverkehr tra-
gen die öffentlichen Kassen.

Es wäre technisch-organisatorisch
schon 1950 aber noch weniger heute ein
Problem gewesen, ein gut funktionieren-
des, sauberes Verkehrssystem aufzubau-
en, das auf dem öffentlichen Verkehr
basiert, Autos nur für bestimmte Fahrten
nutzt und den Güterverkehr weitgehend
über die Schiene abwickelt. Die Kosten
für solch ein System wären geringer, der
Nahverkehr könnte zum Nulltarif genutzt
werden, die Reisegeschwindigkeit wäre
höher. Nur die Profitinteressen der Kon-
zerne und die aus ihren Geldquellen re-
sultierende Borniertheit der verantwortli-
chen Politiker standen und stehen einer
Umorganisierung des Verkehrswesens
im Wege.

Arbeiterdemokratie ist
möglich und nötig

Technisch wäre eine weltweite Pla-
nung kein Problem. Schon heute ist be-
kannt, welcher Bedarf an den grundle-
genden Dingen des Lebens, Nahrung,
Kleidung, Wohnungen besteht. Keines-
wegs würde nur graue Einheitsware her-
gestellt werden müssen. Die Bedarfser-
mittlung wäre differenziert möglich. Über
moderne Telekommunikation wie das In-
ternet könnte tagesaktuell der Lagerbe-
stand mit der Nachfrage und den Pro-
duktionskapazitäten abgeglichen werden.

Eine demokratisch geplante Wirtschaft
wäre global, aber gleichzeitig in vielen
Bereichen regional. Mit der Abschaffung

Die Börsen sind im Kapitalismus wahre Schaltstellen der Macht. Hier entscheiden Spekulanten über Wohl und
Wehe von Millionen Menschen

Unter kapitalistischen Bedingungen nimmt die Armut weltweit zu. Suche
nach Resten auf einer Müllhalde bei Moskau
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Führung ihres Betriebes und der Koordi-
nation der Wirtschaft zu übernehmen.
Lenins Losung, daß jeder Koch auch
Premierminister werden können müsse,
war damals kühn, heute wäre es die ge-
sellschaftliche Wirklichkeit. Neben ihrer
Arbeit sind heute 30 Prozent der Bundes-
bürger ehrenamtlich aktiv und verbringen
mit ihrer Tätigkeit durchschnittlich 20
Stunden im Monat (Umfrage des Emnid-
Institutes). Diese Bereitschaft zu sinnvol-
ler, Zufriedenheit schaffender Tätigkeit,
die viele als Gegengewicht zu einer stupi-
den Arbeit empfinden, könnte in einer de-
mokratischen Planwirtschaft voll entfaltet
werden.

Widerstand gegen
den Neoliberalismus

In den Nachkriegsjahren herrschte unter
Sozialdemokraten und selbst unter Konser-
vativen die Ansicht, daß bestimmte Sekto-
ren der Wirtschaft – Verkehr, Bildung,
Gesundheitswesen, Energie, Telekommu-
nikation, teilweise auch Grundstoffindustri-
en wie Bergbau und Stahl – öffentlich sein
sollten, damit die Wirtschaft auch politisch
und sozial kontrolliert werden könne.

Heute wird alles privatisiert, das heißt,
die mit öffentlichen Geldern aufgebauten
Werte werden an Private verkauft. Der
Grund ist nirgendwo die Verbesserung der
Versorgung, mehr Bürgernähe oder was
immer behauptet wird. Privatisierte Betrie-
be dienen als Anlagemöglichkeit für Kapi-
tal, das nach profitabler Verwertung sucht.
Dies führt zur Ausschlachtung von Betrie-
ben, zur Verteuerung und zur Ausdünnung
von Dienstleistungen, gesellschaftlicher
Nutzen entsteht keiner. Im Gesundheits-
wesen und im Nahverkehr hat es in den
letzten Jahren trotz neuer Techniken und
Verfahren keinen Fortschritt für die Nut-
zer gegeben, sondern nur Verschlechte-
rungen. Allerdings haben Konzerne ihre
Gewinne steigern können.

Die Privatisierung aller Lebensrisiken,
die Ausschlachtung aller Aspekte
menschlichen Lebens von der Erbinfor-
mation bis hin zum Tod für die profitable
Verwertung treibt weltweit Arbeitnehme-
rInnen, Bauern, Jugendliche und Frauen
in die Opposition gegen die Herrschaft

des Profitmotivs und der Angleichung der
Lebensverhältnisse entfällt die Motivati-
on, ein T-Shirt um den Globus zu schik-
ken, um es hier zu nähen, dort bedrucken
zu lassen und im dritten Land zu verkau-
fen. Der unsinnige Transport von identi-
schen Milchprodukten von Norddeutsch-
land nach Bayern und umgekehrt würde
entfallen, die absurde Produktvielfalt des
Kapitalismus, die nichts anderes ist als
Gleichmacherei mit bunter Verpackung
würde in wirkliche Vielfalt verändert
werden.

Der Kapitalismus hat die Produktiv-
kräfte so weit entwickelt, daß die Vor-
aussetzungen für einen Übergang zu ei-
ner Gesellschaft geschaffen wurden, die
die Bedürfnisse der Menschheit deckt,
nicht nur ein Dach über dem Kopf und
etwas zu Essen sichert, sondern kulturel-
le Betätigung und ein selbstbestimmtes,
individuelles Leben ermöglicht. Doch er
preßt diese Kräfte in die Zwangsjacke
des Profits, neue Erfindungen schaffen
nur den Durchbruch, wenn sie profitbrin-
gend verwendet werden können.

In den Planwirtschaften Osteuropas
wurden die Produktivkräfte von der Kon-
kurrenz und der Jagd nach dem Profit
befreit. Das hatte enorme Aufbauleistun-
gen zur Folge, solange diese Länder die
schwerindustrielle Entwicklung der fort-
geschrittenen kapitalistischen Länder
nachholten. Aber die Bürokratie, die jeg-
liche Kritik wegen des eigenen Machter-
halts unterdrückte, war nicht in der Lage,
eine moderne Wirtschaft aufzubauen.

Der Markt reguliert die Wirtschaft, bru-
tal und chaotisch, durch diese Regulie-
rung werden Teile der Welt zu Hunger
und Armut verdammt, durch diese Regu-
lierung ist eine dauerhafte Massenar-
beitslosigkeit entstanden. Eine geplante
Wirtschaft kann auf eine Regulierung
nicht verzichten. Ohne den Überblick

über den Bedarf, die Produktionskapazi-
täten, ohne Ziele und Absprache, würde
solch eine Wirtschaft im Chaos oder der
Stagnation enden. Doch nur die demo-
kratische Kontrolle der Produzenten sel-
ber kann die Wirtschaft harmonisch und
mit geringen Reibungsverlusten regulie-
ren.

In den ersten Jahren der Sowjetunion
hatte die revolutionäre Regierung nur
wenige Experten zur Verfügung. Große
Teile der technischen Elite standen der
Revolution feindlich gegenüber, sabotier-
ten die Wirtschaft. Die Arbeiter waren
unerfahren in der Leitung der Betriebe,
viele standen an der Front. Sie kämpften
mit Überstunden für den Erhalt ihrer
Wirtschaft, bis zur Erschöpfung. Die
Wirtschaft wurde reorganisiert, das Land
wiederaufgebaut.

Heute ist die Arbeiterklasse in einer
wesentlich günstigeren Lage, vor allem in
Europa, Japan und den USA. Die mei-
sten Beschäftigten sind keine ungelernten
Arbeiter, sie haben eine Ausbildung, viele
ArbeitnehmerInnen haben sowohl kauf-
männische Kenntnisse als auch techni-
sches Wissen und kennen sich in der
Datenverarbeitung aus. Eigentümerkapi-
talisten, die ihren Betriebe selber führen,
gibt es kaum noch. Die Aktionäre lassen
führen, aber sie haben selber keine Ah-
nung vom Betrieb.

In vielen Betrieben gibt es „flache
Hierarchien“, „Teamarbeit“ und ähnli-
ches. Diese werden heute vor allem als
Methode benutzt, die ArbeitnehmerInnen
in die Verantwortung einzubeziehen, um
die Arbeitsintensität zu erhöhen. Aber sie
sind auch ein Eingeständnis, daß die
Chefs nicht benötigt werden, daß die Be-
schäftigten ihren Betrieb selbst führen
können.

Heute würde die Arbeitszeit mit einem
Schlag stark reduziert werden und die

Arbeit auf alle aufgeteilt werden können.
Das ist eine entscheidende Vorausset-
zung für die Entwicklung einer Arbeiter-
demokratie. Durch die Befreiung von
mehreren Stunden Arbeit täglich würde
ein enormes Potenzial freigesetzt, die Ar-
beitnehmerInnen hätten die Möglichkeit,
sich weiterzubilden und Aufgaben bei der

Bürokratie erdrosselt Planwirtschaft
Die Frage ist nicht, ob Planung als Methode in der

Wirtschaft eingesetzt wird. Die Fragen sind, zu welchem
Zweck geplant wird, für die Abdeckung der Bedürfnisse
der Menschheit oder für die Erzielung des größtmöglichen
Profits und von wem, von untereinander in Konkurrenz
stehenden Konzernen oder von der organisierten arbeiten-
den Bevölkerung.

Als Beispiele für die Unfähigkeit einer geplanten Wirt-
schaft dienen die Sowjetunion und der Ostblock, der nach
1989 zusammenbrach. Bilder von niedrigem Lebensstan-
dard und maroden Betrieben bestimmen bei allen Berichten
das Bild dieser Länder. Nach bundesdeutschen Maßstäben
war der wirtschaftliche Zustand kläglich, doch im Welt-
maßstab sah das anders aus. Den Massen in der Sowjet-
union ging es damals besser als der Mehrheit der Weltbe-
völkerung, die Grundbedürfnisse waren gedeckt. Allerdings
konnten die Staaten nicht den sozialistischen Anspruch
einlösen, den Kapitalismus zu überholen und ein produkti-
veres System aufzubauen, sondern gerieten ab den 70er
Jahren in eine Krise und blieben immer mehr hinter den
entwickelten kapitalistischen Ländern zurück.

Die revolutionären Sozialisten in Rußland, die Bolschewi-
ki, hatten nie die Vorstellung, allein im rückständigen Ruß-
land eine fortgeschrittene Gesellschaft, den Sozialismus,
aufzubauen. Sie sahen die Revolution in Rußland als den
ersten Schritt einer internationalen Revolution. Ohne die
Verbindung mit der entwickelten Technik Westeuropas
und der USA und der dortigen Arbeiterklasse, so meinte
Lenin, wäre die Revolution vom Scheitern bedroht. Zur
Unterentwicklung kamen die Folgen des Bürgerkrieges
hinzu, als sich der Arbeiterstaat gegen die bewaffnete
Konterrevolution und ausländische Interventionstruppen
behaupten mußte. Trotz dieser Umstände stürzte sich die
von der Revolution begeisterte Industriearbeiterschaft in
die Arbeit und schaffte es mit enormen Anstrengungen, die
Wirtschaft wieder in Gang zu bringen.

Doch auf politischer Ebene war die Macht der demokra-
tischen Arbeiterräte ausgehöhlt. Nur die Verkürzung der
Arbeitszeit und die Beseitigung der materiellen Not ermög-
lichen eine Teilnahme der Arbeiterklasse an der Verwal-
tung und Planung und somit den demokratischen Aufbau
einer sozialistischen Planwirtschaft.

Die revolutionäre Regierung hatte zeitweilig Privilegien
eingeführt und Kontrollmechanismen außer Kraft gesetzt,
um die wenigen Spezialisten bei Laune zu halten und den
Krieg zu überstehen. Es bildete sich auf der Grundlage der
Mangelwirtschaft eine abgehobene Schicht von Funktionä-
ren heraus, die ein Interesse am Erhalt ihrer Privilegien
entwickelte. Unter ihrem Repräsentanten Stalin entriß die-
se bürokratische Schicht der Arbeiterklasse in wenigen
Jahren die politische Macht und thronte als besondere
soziale Schicht auf der Planwirtschaft.

Aus Gründen der politischen Machterhaltung war sie
gezwungen, die Planwirtschaft von oben zu regulieren. Sie
schuf einen Polizeistaat und ein entsprechendes geistiges
Klima. Kritik und freie Meinungsäußerung, die notwendi-

gen Mechanismen für den Aufbau einer Planwirtschaft, wur-
den außer Kraft gesetzt.

Die Bürokratie wurde somit zu einer Bremse der wirtschaft-
lichen Entwicklung. Doch trotz dieser Bremse erlebte die
Sowjetunion einen unvergleichlichen Aufschwung. Von einem
rückständigen Agrarland mit hoher Analphabetenrate wurde
das Land bis zum 2. Weltkrieg in einen Industriestaat mit
einem ausgebildeten Proletariat verwandelt.

Im II. Weltkrieg eroberten die deutschen Truppen den ge-
samten industrialisierten Westen der UdSSR. Trotzdem ge-
lang es, die Industrie am Ural-Gebirge innerhalb weniger
Monate neu aufzubauen und durch eine gewaltige Steigerung
der Produktion die sowjetische Kriegsmaschine derart ins
Laufen zu bringen, daß die Rote Armee die Niederlage Hitler-
Deutschlands nahezu im Alleingang besiegelte.

Ein kapitalistisches Land hätte diese Entwicklung nicht
vollziehen können. Nur das Nicht-Vorhandensein der Kon-
kurrenz und des Profitprinzips, die zentrale Zusammenfas-
sung der gesamten Volkswirtschaft und die ungeheure Mo-
tivation der sowjetischen ArbeiterInnen und Bauern konn-
ten dies schaffen.

Auch nach dem Krieg wurde die Sowjetunion in zwei
Jahrzehnten wiederaufgebaut und konnte zum Lebensstan-
dard halb-entwickelter kapitalistischer Länder wie Portugal
oder Griechenland aufschließen. Das Wachstum der So-
wjetunion war größer als das der kapitalistischen Länder,
obwohl sich das Land nicht auf die Ausbeutung der „3.
Welt“ stützte, sondern aus politischen Gründen sogar wirt-
schaftlich unvorteilhafte Verbindungen einging, z.B. durch
den Kauf von kubanischem Zucker weit über dem Welt-
marktpreis.

Doch ohne die Einbeziehung der Produzenten und Konsu-
menten auf allen Ebenen muß die geplante Wirtschaft
letztendlich scheitern. Trotzki, zusammen mit Lenin einer
der Führer der Russischen Revolution und Gegner der
stalinistischen Bürokratie, erklärte dies schon 1936 in sei-
nem Buch „Verratene Revolution“:

„Das Geschwür des Bürokratismus, das in der Großin-
dustrie vielleicht nicht so offen ist, zerfrißt außer den
Genossenschaften die Leicht- und Nahrungsmittelindu-
strie, die Kolchosen, die kleine örtliche Industrie, d.h.,
alle die Wirtschaftszweige, die der Bevölkerung am näch-
sten stehen ... Gigantische Fabriken nach fertigen westli-
chen Mustern kann man auch auf bürokratisches Kom-
mando errichten, freilich dreimal so teuer. Aber je weiter
der Weg geht, umso mehr läuft die Wirtschaft auf das
Problem der Qualität hinaus, die der Bürokratie wie ein
Schatten entgleitet. Die Sowjetproduktion scheint wie vom
grauen Stempel der Gleichgültigkeit gezeichnet. In einer
nationalisierten Wirtschaft setzt Qualität Demokratie für
Erzeuger und Verbraucher, Kritik- und Initiativfähigkeit
voraus, d.h., Bedingungen, die mit einem totalitären Re-
gime von Angst, Lüge und Kriecherei unvereinbar sind.“

n

der Konzerne. In Seattle demonstrieren
im letzten Jahr über 50.000 gegen die
Allmacht der Reichen und ihrer Regie-
rungen. Sie störten erfolgreich den Ab-
lauf des WTO-Gipfels.

Noch richten sich die Bewegungen ge-
gen den „Marktradikalismus“ oder „Neo-
liberalismus“ gegen die Auswirkungen
des Kapitalismus, nicht gegen das Sy-
stem selbst. Die Führer der Gewerk-
schaften, reformistischen Parteien und
von Nicht-Regierungs-Organisationen
(NGO) setzen alles daran, die Bewegun-
gen und die Diskussion in diesem Rah-
men einzugrenzen. Sie verstärken die Il-
lusionen, man könne den Kapitalismus re-
gulieren, indem man hier ein bißchen pro-
testiert und dort mal die
Sozialdemokraten an die Regierung
wählt.

Allerdings wird sich diese Hoffnung
zerschlagen. Der zur Zeit scheinbar so
mächtige Kapitalismus mit seinen Aktien-
Höhenflügen muß so schnell voranschrei-
ten, weil er von seiner inneren Schwä-
che, seinen inneren Widersprüchen ge-
trieben wird. Gewaltige Überkapazitäten
wurden aufgebaut, die Aktienkurse ste-
hen weit über ihrem Wert, die darin ma-
nifestierten Profiterwartungen werden
auch in mehreren Jahrzehnten nicht reali-
siert werden.

Die Konzerne sind aus der inneren Lo-
gik ihres Systems heraus gezwungen, mit
den Attacken auf den Lebensstandard
der ArbeitnehmerInnen weiterzumachen.
Weltweit befindet sich die arbeitende
Klasse auf einer Rutschbahn nach unten.
Dies wird durch sozialdemokratische Re-
gierungen oder zahnlose Proteste der Ge-
wrkschaften  nicht aufgehalten werden.

Aus der Realität des Kapitalismus in
den nächsten zehn Jahren wird sich bei
ArbeiterInnen, Jugendlichen, Frauen und
armen Bauern die Erkenntnis ergeben,
daß es eine Alternative zum Markt ge-
ben, daß die Diktatur des Marktes über
die Produzenten beendet werden muß.
Dass es kein schöner Traum, sondern
ökonomische Notwendigkeit geworden
ist, dass sie selbst die Produktion, die
Verteilung und ihr gesamtes Leben in die
eigenen Hände nehmen.

n

Die Marktkräfte -
den Blick auf Um-
welt und Soziales
gerichtet (Im
Hintergrund die
unsichtbare Hand
des Marktes)

Berliner Krankenhausbeschäftigte protestieren gegen Marktwirtschaft im Gesundheitswesen
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Drei Wochen währte die Über-
schwemmungskatastrophe schon in
Mosambik und einigen Nachbarlän-
dern, als sich die Bundesregierung be-
quemte, ein paar Hubschrauber nach
Mosambik  zu entsenden. „Warum
setzte die deutsche und internationale
Hilfe erst so spät ein? Warum in so
bescheidenem Maße?“ wollte ein Le-
serbriefschreiber des Spiegel-Maga-
zins wissen. Schließlich war die hu-
manitäre Katastrophe offensichtlich.

 Bis zu einer Million Menschen in Mo-
sambik, schätzungsweise 800.000 im

Nachbarland Simbabwe, waren durch
die Flutwelle obdachlos geworden. Un-
gezählte Menschen harrten auf Bäumen
und Dächern aus. Männer, Frauen, Kin-
der waren ohne Nahrung und ohne sau-
beres Wasser. Das Bild von der Mutter,
die ihr Kind auf einem Baum zur Welt
brachte und gerettet wurde,  ging um die
Welt. Von denen, die entkräftet ins Was-
ser fielen und ertranken gibt es keine
Bilder. Sicher ist, Menschen mussten
sterben, weil internationale Hilfsmaßnah-
men zu spät und nur spärlich anliefen.

Ein Vergleich zum Jugoslawien-Krieg
vor einem Jahr drängt sich auf. Außen-

minister Fischer wollte damals angeb-
lich eine humanitäre Katastrophe ver-
hindern. Verteidigungsminister Schar-
ping wirkte zeitweilig regelrecht ergrif-
fen und gerührt, wenn er über das Leid
der Menschen im Kosovo sprach, das
es zu beenden er vorgab.

Ungerührt
 Auffallend ungerührt ließ sie und die

„fried- und menschenliebende“ Staaten-
gemeinschaft dagegen das Leid der
Flutopfer in Mosambik.

 Ein Vergleich in Zahlen: Für den
NATO-Krieg standen 1000 Flugzeuge

zur Verfügung, die 36.000 Angriffe flo-
gen. Nach Schätzungen der Münchner
Universität der Bundeswehr kostet ein
einziger Tag des Luftkrieges zwischen
110 Millionen und 130 Millionen Mark.
Die Gesamtkosten des Krieges (inklusive
Militäreinsätze, Schäden, Kosten für hu-
manitäre Hilfe) haben die Militärökono-
men auf rund 43 Milliarden Mark hoch-
gerechnet. Der Einsatz deutscher Solda-
ten in der Friedenstruppe dürfte jährlich
eine Milliarde Mark erfordern. (Internet-
seite Hamburger Abendblatt, 9.6.1999)

Dagegen die Zahlen für Mosambik:
Ein französisches Kriegsschiff, mit

MosambikMosambikMosambikMosambikMosambik

Heuchelei statt Hilfe
sechs Hubschraubern an Bord, kreuzte
zur Zeit der Flutkatastrophe zufällig vor
der Küste Mosambiks. Ein Sprecher
des Verteidigungsministeriums: „Beteili-
gungen an den Rettungsmaßnahmen
sind nicht geplant“. Der deutsche Bun-
desgrenzschutz und die Luftwaffe sand-
ten, als die Flutwelle bereits wieder ab-
ebbte, sieben Hubschrauber. Die Bun-
desregierung stellte ziemlich spät als
„Soforthilfe“ 10 Millionen DM zur Ver-
fügung. Die Geberländer haben Mo-
sambik die Rückzahlung seiner Kredite
gestundet, aber die Schulden nicht er-
lassen. Sie wissen, dass das Land pleite
ist und  holen sich ihr Geld zurück, so-
bald es wieder den ersten Pfennig zah-
len kann.

Wahnsinn weltweit
Die eiskalte Untätigkeit der Regierun-

gen angesichts der Menschen, die in
Mosambik um ihr Leben kämpften, hat
nur ein grelles Schlaglicht auf den
Wahnsinn geworfen, der sich weltweit
jeden Tag abspielt. Während jährlich 1,4
Billionen Mark für die Rüstung ausge-
geben werden, sterben im gleichen Zeit-
raum mehr als 4 Millionen Kinder an
Hunger und Unterernährung.

Angesichts dieser Tatsachen müssen
wir dem Schreiber des Leserbrief leider
sagen, dass seine Frage falsch gestellt
ist. Die Frage lautet: Warum haben die
Bundesregierung und andere Länder im
Fall Mosambik überhaupt ein paar,
wenn auch mehr symbolische, Hilfs-
maßnahmen ergriffen, wo es sie doch
sonst auch nicht kümmert, ob Menschen
verhungern, ertrinken oder erfrieren?
Die Antwort auf diese Frage lautet: es
war wohl mehr ein Zufall. Die Witwe
des verstorbenen Präsidenten von Mo-
sambik ist mittlerweile die Ehefrau von
Nelson Mandela. Auf ihr Bitten veran-
lasste der ehemalige Präsident Südafri-
kas, dass das Land sechs Hubschrauber
zur Verfügung stellte. Das war auch
nicht viel für das Land mit der stärksten
Armee in der Region, aber sie retteten
im Dauereinsatz 15.000 Mosambikaner
von Hütten und aus Baumkronen. Die
Fernsehbilder gingen um die Welt und
setzten Regierungen unter Druck, die
eigentlich nie die Absicht hatten, zu hel-
fen. Für den normalen Menschen ist
solch ein Verhalten tatsächlich schwer
zu verstehen, aber Leute wie Scharping
und Fischer sind eben genauso heuchle-
risch und menschenverachtend wie das
kapitalistische System, das sie vertre-
ten.

Georg Kümmel, Köln

Viele Flüchtlinge warteten in Mosambik vergeblich auf Hilfe

Australien: Bauarbeiter im Kampf
Der Arbeitgeberverband der Bau-

unternehmer in Victoria State, Au-
stralien, kündigte Anfang März eine
dreimonatige Massenaussperrung
an. Dahinter steckt die Absicht, die
Bauarbeiter auszuhungern, bis sie
wieder an die Arbeit gehen. Die Ar-
beiter hatten einen Kampf begon-
nen, um die 36-Stunden-Woche und
24% Lohnerhöhung (in drei Jahren)
zu erreichen. Das ist der siebte
Aussperrungsversuch. Sechs voher-
gehende sind bereits gescheitert.

Die Einstellung der Bauarbeiter dazu
ist, daß sie mit Bolzenschneidern zur
Arbeit erscheinen wollen. Wenn die
Tore verschlossen sind, wollen sie sich
damit Zugang zu den Baustellen ver-
schaffen und sie besetzen.

Mit ihren Forderungen wollen die Ar-
beiter nicht nur einen Ausgleich für die
gestiegenen Lebenshaltungskosten, son-
dern auch einen Anteil an den Profiten,
die in der boomenden Branche derzeit
eingefahren werden.

„Gerade jetzt sind wir auf der Höhe
eines Booms - die Bosse verdienen jede
Menge Geld mit unserer Arbeit. Wir ha-
ben ein Recht auf einen Teil vom Ge-
winn.“ schreibt Ben Matthews, Mitglied
der Gewerkschaft CFMEU, in der Bau-
arbeiter, Waldarbeiter, Bergleute und
Energieerzeuger organisiert sind.

Außerdem fordern die Arbeiter eine
Arbeitszeitverkürzung auf 36 Wochen-
stunden. Zur Zeit werden in der Branche
jede Menge Überstunden gemacht, um
Fristen und Termine einhalten zu können.
Kürzere Arbeitszeiten lassen den Arbei-
tern mehr Zeit für ihre Familien und
schaffen Arbeitsplätze, weil die vorhan-
dene Arbeit auf mehr Menschen verteilt
wird. „Es kann nicht sein, dass einige
von uns 70 Stunden in der Woche schuf-
ten, während andere rumsitzen und auf
einen Anruf von der Zeitarbeitsfirma

warten. In Europa hat es bereits Arbeits-
zeitverkürzungen gegeben, sogar bis auf
35 Wochenstunden, aber ohne Lohnaus-
gleich. Darum ist für uns die Lohnerhö-
hung um 24 % so wichtig.“

Die aktuelle Kampagne war im vergan-
genen Jahr auf Massenversammlungen
von Gewerkschaftsmitgliedern, Betriebs-
räteversammlungen und Ortsgruppen-
treffen der Gewerkschaften beschlossen
worden. Die Gewerkschaftsbasis in Vic-
toria kritisiert die Führungen ihrer Ge-
werkschaft in anderen Regionen, wo die-
se kampflos 12,5% Lohnerhöhung ohne
Zugeständnisse der Unternehmer in der
Frage von Arbeitszeitverkürzung abge-
schlossen hatte und sich damit gegen
eine zuvor getroffene Entscheidung mit
landesweiter Gültigkeit stellte.

Demgegenüber hat die Gewerkschaft
der Heizungsbauer und Installateure
zwar bereits Lohnerhöhungen erkämpft,
wird aber erst gegen Ende des Jahres in
den Kampf um Arbeitszeitverkürzung
einsteige. Die Socialist Party in Austra-
lien, die Schwesterpartei der SAV, ist
der Meinung, dass es besser gewesen
wäre, wenn die Installateure gleichzeitig
mit den Bauarbeitern gekämpft hätten.
Aber das ist nur eine Frage der Taktik,
nicht so gravierend wie die prinzipielle
Weigerung in den vorgenannten Fällen,
wo die Drohung mit der Arbeitszeitver-
kürzung nur als Hebel für Lohnerhöhun-
gen eingesetzt wurde.

Inzwischen hat ein Propagandafeldzug
gegen die 36-Stunde-Woche begonnen,
angezettelt vom Verband der großen
Bauunternehmer, mit Unterstützung der
bürgerlichen Medien. Ben Matthews
schreibt: „Sie behaupten, das wäre das
Ende aller Investitionen in Victoria und
überhaupt das Ende der Welt, so wie
wir sie kennen. Diese Hetzpropaganda
verbreiten sie immer, wenn wir etwas
fordern. Das war so als wir für die 44-
Stunden-Woche kämpften, dann als wir

für die 40-Stunden-Woche kämpften
und ebenso, als wir für gleichen Lohn
für Frauen kämpften.“

Die Gewerkschaft hat inzwischen Ar-
beitsverbote ausgerufen, um die Bosse
unter Druck zu setzen. Sie bietet den
Unternehmen, die aus der Verweige-
rungsallianz ausscheren an, diesen Bann
wieder zu lösen, was von mehr und
mehr Unternehmern auch genutzt wird.
Die Bosse ihrerseits setzten auf Aus-
sperrungen. Unter den herrschenden
Gesetzen ist der Handlungsspielraum
beider Seiten während der Verhandlun-
gen begrenzt. Tatsächlich ist die
Rechtslage aber günstiger für die Bos-
se.

Die härtesten Arbeitgeber sind die
großen Unternehmer, besonders die, die
sich die Erfüllung der Forderungen am
ehesten leisten könnten. Sie beschäfti-
gen selbst nur eine Handvoll Arbeiter
auf jeder Baustelle und nutzen die nicht-
organisierten Subunternehmer als
Rammbock gegen die Gewerkschaften.

In ihren Aktionen sind die Bosse nicht
wählerisch. Colin Reddie, ein Betriebs-
rat, ist von Schlägern verprügelt wor-
den, worauf mehrere Hundert Arbeiter
spontan die Arbeit niederlegten und vor
der Zentrale des Bauunternehmer-
Dachverbands MBA demonstrierten.
„Es wird nicht leicht, aber nichts Gutes
bekommt man leicht. Wenn wir in die-
sem Aufschwung keine Verbesserun-
gen erkämpfen, wird die nächste Rezes-
sion erst recht hart.“ schreibt Ben
Matthews.

Die Socialist Party in Australien ist
der Meinung, dass die Bauunternehmer
Zugeständnisse machen werden, wenn
die beteiligten Gewerkschaften gemein-
sam kämpfen.

Nach einem Bericht von Ben
Matthews, Australien

No justice - no peace
Polizeigewalt gegen Minderhei-

ten ist in den Vereinigten Staaten
nicht eine Sache, die zwischen-
durch passiert, jedeR Afro-Ameri-
kanerIn, Latino oder indianisch-
stämmige AmerikanerIn ist sich
der Tatsache bewußt, dass will-
kürliche Polizeimaßnahmen Me-
thode haben und kein Polizist
Angst haben muss, wenn er das
Gesetz seinerseits überschreitet.
Seit dem Fall Rodney King ist aber
klar, dass es Ereignisse gibt, die
das Fass zum Überlaufen bringen.
1992 kam es zu Aufständen in
zahllosen amerikanischen Ghet-
tos, nachdem sechs weiße Polizi-
sten minutenlang auf den am Bo-
den liegenden King eingeprügelt
hatten.

Viele haben damals versucht, diesen
Vorfall als Tat einzelner rassistischer
Polizisten oder Departments darzu-
stellen. Der Fall von Amadou Diallo
in der Bronx in New York zeigt je-
doch, das solches Verhalten der Poli-
zei gang und gäbe ist. Die Linie der
New Yorker Polizei ist seit mehreren
Jahren einem Motto unterworfen, an
dem sich Sicherheitsexperten auf der
ganzen Welt ein Beispiel nehmen:
„zero tolerance“ (Null Toleranz). Die-
ses Motto bedeutet einen Freibrief für
die Polizei. Alles ist erlaubt, beson-
ders in Stadtteilen mit einem hohen
Anteil an Schwarzen. Schwarze Ju-
gendliche wurden Mitte der 90er
mehrfach mit dem Ausdruck
„menace to society“ (Gefahr für die
Gesellschaft) belegt. Die Rap-Gruppe
C.E.B. formte daraus den zutreffen-
den Reim: „They say I`m a menace to
society - but society is a menace to
me“ (Sie sagen, ich sei eine Gefahr

für die Gesellschaft - doch die Gesell-
schaft ist eine Gefahr für mich).  Für
Amadou Diallo bedeutete „zero tole-
rance“, von 41 Kugeln durchlöchert
zu werden, als er zu seiner Briefta-
sche griff. Es war keine Aufforde-
rung zu hören, die Hände zu heben -
der 22jährige, unbewaffnete Diallo
wurde auf den bloßen Verdacht hin,
dass er eine Waffe hätte haben kön-
nen, erschossen. Das Gerichtsurteil:
Alle vier Beamten wurden in allen
Punkten freigesprochen.

Sie haben die Gerichte - wir
haben die Straße

Seit der Verkündung des Gerichtsur-
teils häufen sich die Proteste überall
in Amerika. Tausende gingen am 25.
Februar, dem Jahrestag des Mordes,
auf die Straße. Auch in den darauffol-
genden Tagen gab es in immer mehr
Städten Demonstrationen, teils organi-
siert, teils spontan, wie von SchülerIn-
nen der Lincoln High School in Jersey
City. Die Demonstranten hielten ihre
Brieftaschen in die Luft und riefen
der Polizei zu: „It`s a Wallet. Shoot
me!“ (Erschießt mich, es ist eine
Brieftasche!) Die Polizei antwortete
mit hunderten von Festnahmen. Den
Leuten ist längst klar, dass es kein
Vertrauen in die Gerichte oder die
Regierung geben darf, denn die ver-
teidigen nur die Rechte der Reichen
und Privilegierten. Unsere Rechte
müssen wir selbst verteidigen. Ob in
Watts, Compton, Berlin Mitte oder
Kassel Helleböhn: There´s no justice -
there´s just us! (es gibt keine Gerech-
tigkeit, es gibt bloß uns) .

David Schultz, Kassel



VORAN Nr. 214 · April 2000 9

Angriff auf
Gewerkschaftsführer

Gregory Khomenko, Führer der
Freien Gewerkschaft der Trans-
port-Arbeiter in Kiew, wurde am 7.
März vor seiner Wohnung brutal
zusammengeschlagen. Gregory ist
Straßenbahnfahrer und war wegen
seiner Gewerkschaftsarbeit schon
in der Vergangenheit wiederholt
Drohungen seitens der Geschäfts-
führung ausgesetzt. Vor kurzem
drohte der Bruder des Depot-Di-
rektors, ihn zu erschießen. Gregory
hat die Entscheidung der Ge-
schäftsleitung öffentlich gemacht,
die Tachos aus den Straßenbahnen
zu entfernen, um sie schneller fah-
ren zu lassen. Außerdem hat er
geholfen, den Missbrauch von Ein-
nahmen des Depots aufzudecken.

Solidaritätserklärungen an die Ge-
werkschaft und an Gregory bitte an
die Folgende Adresse: Kiew, ul
Frunze, 123 Depot Krasina, oder
e-mail an: workres@hotmail.com

Sieg im Boeing-
Streik

Techniker und Ingenieure bei
Boeing in den USA haben mit einer
Mehrheit von 70 Prozent neue Ar-
beitsverträge angenommen. Damit
endete einer der längsten Streiks
von Angestellten in den USA und
der erste größere Arbeitskampf
der Society of Professional Engi-
neering Employees in Aerospace
(SPEEA).

Der Vertrag beinhaltet Gehaltser-
höhungen um 9 Prozent über drei
Jahre und Sonderzahlungen bis zu
umgerechnet 5000 Mark. Der Ar-
beitskampf von 17.000 Beschäftig-
ten dauerte fast sechs Wochen, ob-
wohl die Gewerkschaft zu Beginn
des Kampfes keine Streik-Kasse
hatte.

BMW/Rover
BMW verhökert Rover mitsamt

mehreren tausend Beschäftigten
wie ein altes Autos zum Aus-
schlachten an die dubiose Firma
Alchemy. Und was tun die Füh-
rungen der Gewerkschaften in
Deutschland und in Großbritanni-
en? Die IG-Metall-Führung
macht keine Anstalten, Solidarität
mit den britischen KollegInnen zu
organisieren. Die für Rover zu-
ständige britische Gewerkschaft
„Transport and General Workers
Union“ (TGWU) hatte im Som-
mer 1999 die Rover-Beschäftig-
ten gemeinsam mit der BMW-
Geschäftsführung überredet, 1500
Entlassungen zu akzeptieren, um
die verbleibenden Arbeitsplätze
„sicher“ zu machen. Als die Ma-
nager im Oktober weitere 2400
Entlassungen forderten, sagten
dieselben Gewerkschaftsführer,
dass dies „der einzige Weg“ sei.
Die Socialist Party, Schwester-
partei der SAV in Großbritannien,
schlägt folgendes Aktionspro-
gramm zum Erhalt aller Arbeits-
plätze vor:
n Erhalt aller Arbeitsplätze, kein

Ausverkauf von Rover und
Longbridge

n Keine Zerschlagung von Ro-
ver, kein Verkauf von Landro-
ver an Ford

n Schluss mit dem Geschäftsge-
heimnis. Offenlegung der Ge-
schäftsbücher, um herauszu-
finden, wo die ganzen Profite
und die Regierungs-Hilfen der
letzten 20 Jahre hingegangen
sind.

n Verstaatlichung von Rover un-
ter demokratischer Kontrolle
und Verwaltung der Arbeiter-
Innen.

Hunger
Im vermeintlichen Wirtschafts-

wunderland USA haben 31 Millio-
nen Menschen nicht genug zu Es-
sen. 1998 litten sogar 3,7 Millionen
Familien regelrecht Hunger. (Studie
des „Bread for the World Institute).

n

Fundamentale Veränderun-
gen haben in der österreichi-
schen Gesellschaft stattge-
funden. Eines der Haupt-
merkmale österreichischer
Politik in den letzten Jahren,
das Verharren weiter Teile
der Gesellschaft in Passivität,
ist durch die Bewegung voll-
kommen hinweggefegt wor-
den.

Sonja Grusch, Vorsit-
zende der SLP, (Sozia-
listische Linkspartei),
Österreich

Die Stimmung ist wie ausge-
wechselt, es gibt ein breites Ver-
ständnis darüber, wie wichtig es
ist, selbst aktiv zu werden. Das
Problem ist jedoch nach wie vor,
dieser Stimmung einen organisa-
torischen Ausdruck zu geben.
Die SPÖ wird, obwohl sie sich
mit einem neuen Vorsitzenden
einen linkeren Anstrich geben
will, nicht als Alternative gese-
hen. Die Grünen präsentieren
sich als die „wahren Patrioten“
und stellen keine linken Forde-
rungen auf.

In den Gewerkschaften ist die
Stimmung gegen weitere Kürzun-
gen und gegen die blau-schwarze
Regierung so groß, dass Gewerk-
schaftsführer immerhin öffentlich
von Streikaktivitäten sprechen
mussten. Bis heute erklären sie
jedoch, dass sie erst auf die ge-
nauen Regierungspläne warten
müssten, bevor sie handeln könn-
ten. So lange es keine organisier-
te Opposition in den Gewerk-
schaften gibt, wird diese Stim-
mung zu keinem konkreten
Kampfergebnis führen. Wenn die
Gewerkschaften sich nicht an der
Widerstandsbewegung beteiligen,
wird dies sehr negative Folgen
haben. Sie selbst werden ge-
schwächt, die extreme Rechte
wird gestärkt aus einer Niederla-
ge der Bewegung hervorgehen.

Eine schwache
Regierung

Die populistische FPÖ steht
unter starkem Druck der gegen-

sätzlichen Erwartungen der Un-
ternehmerschaft auf der einen
Seite und Teilen der Arbeiter-
klasse, deren Stimme sie be-
kommen hat, auf der anderen
Seite. Die FPÖ wird neoliberale
Politik durchführen, sich jedoch
gleichzeitig weiter als „Partei
des kleinen Mannes“ darstellen
wollen – eine absolut unlösbare
Aufgabe. Doch so lange es kei-
ne Alternative auf der Linken
gibt, kann die FPÖ sich als Op-
position und Kritiker des Esta-
blishments präsentieren. Die
Polarisierung, die momentan in
Österreich stattfindet, besteht
auf beiden Seiten - links und
rechts - daher ist die Gefahr ei-
nes weiteren Anwachsens der
extremen Rechten oder der
Aufbau neuer faschistischer
Parteien sehr groß. Der Rück-
tritt von Haider ist sicherlich
auch eine Antwort auf die
Massenbewegung. Ohne diesen
Druck hätte er diesen Schritt
nicht gemacht. Für alle Beteilig-
ten ist jedoch klar, dass Haider
weiterhin die führende Rolle
spielen wird. Der Rücktritt ist
ein taktisches Manöver, damit

seine Person nicht mit den un-
populären Maßnahmen der
ÖVP-FPÖ-Regierung in Ver-
bindung gebracht wird. Nach ei-
nem Scheitern der Regierung
kann er  wie Phönix aus der
Asche steigen und den retten-
den Kanzler spielen.

Die ÖVP unternimmt alles, um
die Regierung am Leben zu er-
halten. Sie weiss: das Ende der
Regierung kann das Ende der
ÖVP bedeuten. Deshalb stellt
sie sich immer wieder vor Hai-
der. Obwohl die Regierung ein
einheitliches Bild nach außen
trägt, gibt es starke innere
Spannungen. Das einzige was
sie zusammenhält ist die Schwä-
che und das Fehlen einer linken
Alternative.

Wie weiter?
Die zwei großen Protestbewe-

gungen, 1978 gegen ein Atom-
kraftwerk und 1984 gegen ein
Wasserkraftwerk, formten ihre
eigenen Strukturen und hatten
als Ergebnis eine neue Partei:
Die Grünen. Zeichen für eine
ähnliche Entwicklung sind bis
heute nicht sichtbar. Große Tei-

le der derzeitigen Widerstands-
bewegung sind sich über die
Rolle der SPÖ und der Grünen
im Klaren. Die Frage einer neu-
en Arbeiterpartei, die die arbei-
tende Bevölkerung, Arbeitslose,
ImmigrantInnen, Jugendliche
und RentnerInnen organisiert
und vertritt, steht auf der Ta-
gesordnung, wird aber noch
nicht von breiten Kreisen aufge-
worfen. Die SLP (Schwester-
partei der SAV), peopagiert
nicht nur den Sturz der Regie-
rung, sondern versucht, als akti-
ver Teil der Widerstandsbewe-
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Österreich ist aufgewacht - ein Land im Widerstand

ÖVP-FPÖ Politik:
Frauen an den Herd

Ein Grundsatz der Regie-
rung  lautet: Entlastet die Un-
ternehmer - belastet die Ar-
beitnehmerInnen. Ein ande-
rer: „Frauen zurück an den
Herd“. Dieser zieht sich wie
ein roter Faden durch das Re-
gierungsprogramm. Das Frau-
enministerium wurde abge-
schafft.  Mädchen- und Les-
benprojekten soll die Exi-
stenzgrundlage gestrichen
werden. Die Sparmaßnahmen
im Sozialbereich, Privatisie-
rung von Krankenhäusern und
die Einführung von 20%
Selbstkostenanteltreffen vor-
wiegend Frauen aufgrund ih-
rer ökonomischen Situation
als Lohnarbeiterinnen, Haus-
managerinnen und Erziehe-
rinnen. Sie sind es, die diese
eingesparten Pflegeleistun-
gen als Gratisarbeit verrich-
ten sollen.

 Wenn schon Arbeit, dann aber
bitte Teilzeitarbeit. Zu diesem
Zweck wurde auch die Geringfü-
gigkeitsgrenze während der Ka-
renzzeit angehoben. Das heißt
im Klartext: Mehr Arbeit für we-
niger Geld. Teilzeitarbeit ist
meist unqualifizierte Arbeit, die
keine Aussicht auf Weiterbildung
und Aufstiegschancen bietet. Für
Unternehmer dagegen ist sie ein
lohnendes Geschäft. Die FPÖ

hat im Wahlkampf damit gewor-
ben, das Pensionsantrittsalter
nicht anzuheben. Wie verspro-
chen, schon gebrochen: Es steigt
um 1,5 Jahre. Die Arbeitsämter
sollen in gewinnbringende Unter-
nehmen mit effizienten Vermitt-
lungsstrategien umgewandelt
werden. Das heißt: Die Arbeits-
losen sollen aus der Statistik ver-
schwinden und wenn möglich je-
den Job annehmen. Durch die
Einführung des „Dienstleistungs-
Schecks“ sollen weibliche Ar-
beitskräfte an private Haushalte
vermittelt werden. Das „Unter-
nehmen Haushalt“ heißt nichts
anderes als billigste Frauenarbeit
ohne Tarifvertrag, Arbeitsrechte
und sonstige Absicherung.

„Karenzgeld für alle“ -
Die Hausfrauenfalle

In punkto Familienfragen gab
es bei den frisch verbündeten
Regierungsparteien keine gro-
ßen Differenzen. Haider sieht
es als selbstverständlich an,
dass es in „Partnerschaften ei-
nen führenden und einen die-
nenden Teil gibt“.  Michael
Graff von der ÖVP meinte: „So
wie ich sind eben viele Männer
nicht dazu geschaffen, Hausar-
beit zu verrichten.“ Propagiert
wird: Beruf und Familie müssen
vereinbar sein, getan wird das

Gegenteil. Das neue Modell ist
entkoppelt von der Lohnarbeit.
Alle Frauen - von Männern ist
so gut wie nie die Rede - sollen
das Karenzgeld bekommen. Fi-
nanziert wird es auf Kosten der
Frauen: Die Wiedereinstiegshil-
fe in den Beruf nach der Ka-
renz soll gestrichen werden, der
einmonatige Kündigungsschutz
nach der Karenzzeit steht auf
wackeligen Beinen. Subventio-
nen für Kindergärten sollen ge-
kürzt werden. Uns wird somit
das Berufsleben verunmöglicht.
Jede fünfte alleinerziehende
Mutter lebt in Armut. Für sie
wird sich nichts verbessern.
Das soll es auch nicht. Alleiner-
zieherInnen entsprechen nicht
dem Familienideal von Blau-
schwarz. Die Familie als Ort
der Liebe und Geborgenheit?
Mag manchmal sein. Haupt-
sächlich aber ist sie Ort von Ge-
walt und Missbrauch. 85% der
Fälle von sexuellem Missbrauch
finden in der Familie statt. Jede
fünfte bis zehnte Frau ist Ge-
walt durch ihren Partner ausge-
setzt. Durch das blau-schwarze
Regierungsprogramm wird die
Abhängigkeit der Frau erhöht
und die Möglichkeit, sich aus
Gewaltbeziehungen zu lösen,
verringert.

Käthe Knittler, Wien

BuchkritikBuchkritikBuchkritikBuchkritikBuchkritik

„Absturz über  Ustica“
Am 27. Juni 1980 schießen

NATO-Jets über dem Mit-
telmeer eine DC-9 der ita-
lienischen Fluglinie Itavia
ab, 81 Menschen sterben.
Eigentlich wollten sie den
lybischen Staatschef Ghad-
dafi vom Himmel holen, der
sich zur selben Zeit im Luft-
raum befand, aber das Pas-
sagierflugzeug kam ihnen in
die Quere. Im Zuge jahre-
langer Vertuschungsmanö-
ver sterben mindestens
zwölf Zeugen unter unge-
klärten Umständen.

Claus Ludwig, Köln

Beim Absturz zweier italieni-
scher Kunstflieger bei der Flug-
show in Ramstein im August
1988, bei der 70 Menschen in
der Feuerwalze der explodie-
renden Flugzeuge sterben und
Hunderte schwer verletzt wer-
den, wird Sabotage vermutet.
Die beiden Piloten befanden
sich in der Nacht des Ustica-
Absturzes mit ihren Maschinen
in der Luft und hatten ihre Be-
reitschaft erklärt, auszusagen.

Hintergründe immer
noch unklar

Obwohl die italienische Justiz
19 Jahre lang ermittelt, können
die Hintergründe nicht vollstän-
dig aufgedeckt werden.

Die Geschichte klingt haar-
sträubend. Soviel Verschwö-
rung, das kann nicht sein, so
dreist können sich auch NATO,
CIA und die versammelten Ge-
heimdienste nicht aufführen.

Also ein Krimi auf James-
Bond-Niveau? Keineswegs.
Denn „Absturz in Ustica“ nennt
sich nur Krimi, in Wirklichkeit
beschreibt es nur leicht verhüllt
die Tatsachen.

Werner Raith ist Italien-Kor-
respondent der „taz“ und be-
schäftigt sich seit 1991 mit dem
Fall.

Im September 99 erhob die
italienische Justiz tatsächlich
Anklage gegen neun hohe Ge-

heimdienstoffiziere wegen der
Täuschung von Regierungsor-
ganen. Die Anklageschrift
zählt zahlreiche Beweise dafür
auf, daß die DC-9 von NATO-
Fliegern abgeschossen wurden,
die Ghaddafi treffen wollten.
Sie wirft den Geheimagenten
vor, durch den Druck der CIA
„zum Schweigen und zum Le-
gen falscher Spuren“ gebracht
worden zu sein.

Warum ein Krimi?
Als Krimi ist das Buch nur

mäßig spannend, die Geschich-
te, erzählt aus der Sicht eines
italienischen Geheimdienstoffi-
ziers, der erst die Verdunke-
lung der Affäre in die Wege
leitet und dann an deren Auf-
klärung arbeitet, ist etwas höl-
zern. Interessant ist der reale
Hintergrund, das Buch ist le-
senswert, weil es einen Ein-
stieg bietet und zeigt, mit wie-
viel Menschenverachtung und
Brutalität die Machtapparate
der „westlichen Demokratien“
fernab jeglicher demokrati-
scher Kontrolle agieren.

Allerdings muß der Autor
sich fragen lassen, warum er
die Affäre überhaupt zu einer
fiktiven Geschichte verarbeitet
hat. Es lag genug Material vor,
um ein dokumentarisches Buch
zu schreiben.

Angesichts der Anpassung
der „taz“-Redaktion an die tra-
ditionelle bürgerliche Presse
mag es wohl sein, daß man den
geneigten LeserInnen nicht zu
viel Realität zumuten möchte.

Weitere Informationen
zum Fall Ustica finden sich
auf den Homepages der
„taz“ (www.taz.de/tpl/)
und der „jungen welt“
(www.jungewelt.de.ipn.de/
).

Werner Raith: „Absturz
über Ustica“, Elefanten
Press, 250 Seiten, 20 DM,
ISBN 3-88520-913-6

Mitglieder der Sozialistischen Linkspartei auf einer der zahlreichen Demos gegen die FPÖ/ÖVP-Koalition

gung eine politische Alternative
aufzubauen. Es ist  notwedig, zu
erkennen, dass jede Regierung,
deren Politik auf der Logik des
Kapitalismus basiert, ähnliche
Politik machen würde wie die
jetzige. So lange Profitgier das
entscheidende Wirtschaftsmotiv
ist, wird Sozialabbau praktiziert
und Rassismus als Mittel ge-
nutzt werden, um die Betroffe-
nen zu spalten. Das Ziel muss
eine Gesellschaft ohne Ausbeu-
tung und Unterdrückung sein,
eine sozialistische Gesellschaft.

n
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Arbeit für Alle

★ Öffentliche Investitionen und Neueinstellun-
gen in den Bereichen Umweltschutz, Bus und
Bahn, Wohnen, Kindergärten, Bildung und
Ausbildung, Gesundheitswesen, Altenpflege.
Finanzierung  mit den Milliardengewinnen der
Banken und Konzerne und den Geldern die sich
in den Taschen der Superreichen befinden.
★ Verteilung der Arbeit auf Alle
30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und
Personalausgleich
★ Qualifizierte Ausbildung für jede/n und
unbefristete Übernahme im erlernten Beruf
★ Mindestsicherung (Mindestlohn, Mindestren-
te) von 2000 DM netto
★ Gleicher Lohn in Ost und West
★ Rücknahme aller Sozialabbau- und Kürzungs-
maßnahmen der Kohl-Regierung und der SPD/
Grünen Koalition
★ Nein zu Privatisierungen
★ Für ein öffentliches, kostenloses Gesundheits-
wesen

Frauen

★ Gleicher Lohn für gleiche Arbeit
★ Weg mit dem Paragraph 218
★ Kostenlose Kinderbetreuung ab dem 1. bis
zum 13. Lebenjahr

Umweltschutz

★ Sofortige Stillegung aller Atomkraftwerke
und Stopp von umweltzerstörender Produkti-
on, Ersatzarbeitsplätze für die Beschäftigten
★ Ausbau des öffentlichen Verkehrs

Bezahlbare Wohnungen

★ Öffentliches Wohnungsbauprogramm von
einer Million Wohnungen pro Jahr
★ Verbot von Maklertätigkeit, kostenlose
kommunale Wohnungsvermittlung
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Wofür wir kämpfen:
Gegen staatlichen Rassismus

★ Weg mit den Ausländergesetzen
★ Wahlrecht und gleiche Rechte für alle in
Deutschland lebenden Menschen
★ Keine Abschiebungen

Keinen Fußbreit den Nazis

★ Mobilisierung zur Verhinderung aller Nazi-
Aktivitäten

Abrüstung jetzt

★ Gegen Auslandseinsätze der Bundeswehr
★ Stop von Rüstungsexporten
★ Umstellung der Rüstungsindustrie auf zivile
Produktion

Für kämpferische und demokratische
Gewerkschaften

★ Nein zu Lohnverzicht, nein zu Bündnissen
und runden Tischen mit Unternehmern und
Regierung
★ Funktionäre dürfen nicht mehr verdienen
als einen durchschnittlichen Facharbeiterlohn

Nein zum Europa des Kapitals
★ Gemeinsamer internationaler Kampf gegen
Sozialabbau
★ Nein zum „Euro“, nein zur Europäischen
Währungsunion zum Euro

Für eine sozialistische Demokratie
★ Überführung der Banken, Konzerne,
Versicherungen in Gemeineigentum.
★ Demokratische Kontrolle und Verwaltung
durch die arbeitende Bevölkerung
★ Keine überbezahlten und korrupten
Manager und Bürokraten in Wirtschaft und
Verwaltung. Demokratische Wahl aller
Personen in Leitungsfunktionen.
★ Statt Produktion für den Profit – Produkti-
on für die Bedürfnisse der Menschen

Krise der Marktwirtschaft wird auch unter der
Schröder/Fischer-Regierung auf die Masse der
Bevölkerung abgewälzt. Sozialabbau und Pri-
vatisierungen auf der einen Seite und Steuer-
geschenke an die Unternehmer auf der ande-
ren Seite sind auch nach dem Regierungswech-
sel an der Tagesordnung geblieben. Einen Poli-
tikwechsel hat es nach dem Regierungswechsel
nicht gegeben. Neu ist nur, dass Deutschland
wieder Kriege führt. Die PDS wird ihrem An-
spruch sozialistische Opposition zu sein nicht
gerecht. Sie nutzt ihre Unterstützung unter
ArbeiterInnen, Arbeitslosen und Jugendlichen
nicht, um außerparlamentarischen Widerstand
zu organisieren. Stattdessen hat sie auf Kom-
munal- und auf Länderebene begonnen, Priva-
tisierungen und Kürzungen mitzutragen. Die
PDS akzeptiert die Marktwirtschaft und damit
auch die Folgen der Krise der Marktwirtschaft
für die Masse der Bevölkerung.

Um den Kapitalismus abzuschaffen und
durch eine sozialistische Demokratie zu erset-
zen, bedarf es einer revolutionären, sozialisti-
schen Massenpartei. Die SAV baut eine solche
Partei auf.

Heute hat die Arbeiterklasse keine Massen-
partei, die ihre politische Vertretung darstellt.
Eine neue Massenpartei von ArbeiterInnen und
Jugendlichen wäre ein großer Fortschritt,
selbst wenn diese kein konsequentes sozialisti-
sches Programm vertreten würde. Sie würde
Massen von ArbeiterInnen und Jugendlichen
die Möglichkeit geben, sich von den bürgerli-
chen Parteien unabhängig zu organisieren und
für ihre Interessen einzutreten. Die SAV tritt in
jeder Situation für die Einheit der Arbeiterklas-
se in der Aktion ein und wird Ansätze zu neu-
en, breiten Arbeiterparteien unterstützen.

Die SAV verbindet den Kampf um Verbesse-
rungen mit dem Kampf für eine sozialistische
Gesellschaft.

Sozialismus
Bei planmäßigem und sinnvollem Einsatz von

Wissenschaft und Technik wäre es möglich,
allen Menschen ein menschenwürdiges Leben
zu garantieren. Das Übel muß an der Wurzel
gepackt werden, der Kapitalismus gehört ab-
geschafft. Es gibt eine Alternative zu dem heu-
tigen System. Die Alternative ist Sozialismus,
eine Gesellschaft ohne Armut, Ausbeutung
und Unterdrückung.  Sozialismus braucht De-
mokratie, wie der Körper Sauerstoff. Wir wol-
len weder die Diktatur einer Bürokratie, wie
früher im Osten,  noch die Diktatur der Kon-
zerne und Banken.

Die großen Konzerne, Banken und Versi-
cherungen müssen enteignet, in Gemeinei-
gentum überführt und unter demokrati-
sche Kontrolle gestellt werden. Wir brau-
chen eine geplante Wirtschaft in der die
Bedürfnisse der Mehrheit der Menschen
entscheiden und nicht die Profite einiger
Weniger.

Fast jede/r macht sich Sorgen um die Zu-
kunft. Kein Zufall, denn mit der Marktwirt-
schaft geht es abwärts. Die Krise der Weltwirt-
schaft weitet sich aus. Die sozialen Folgen sind
noch nicht abzusehen. Arbeitslosigkeit und So-
zialabbau haben sich schon im Aufschwung
verschlimmert. Weltweit finden Hunger, Elend
und Kriege täglich neue Opfer. Die Zerstörung
der Umwelt schreitet fort. All das hat System
und das System heißt Kapitalismus.

Großkonzerne und Banken treffen ihre Ent-
scheidungen nach  Profitinteressen. Eine Min-
derheit besitzt die Fabriken, Banken, Immobili-
en und verfügt über den gesamten Reichtum.
Weltweit besitzen 358 Milliardäre fast soviel wie
50 Prozent der Weltbevölkerung an Einkom-
men haben. Die Marktwirtschaft bietet keine
Zukunft.

Widerstand
 Wir organisieren Gegenwehr gegen Arbeits-

platz- und Sozialabbau, Umweltzerstörung, ge-
gen die Diskriminierung von Frauen, gegen Ras-
sismus und Neonazis. Wir sind aktiv in Gewerk-
schaften, Betrieben, Schulen, Hochschulen und
Stadtteilen. Die SAV tritt für kämpferische und
demokratische Gewerkschaften ein. Wir beteili-
gen uns am Aufbau von innergewerkschaftli-
chen Oppositionsgruppen und anderen Zusam-
menschlüssen von kritischen und kämpferischen
KollegInnen.

SAV
Die Sozialistische Alternative (SAV) wurde

1994 um die sozialistische Zeitung Voran ge-
gründet. Gründungsmitglieder waren aktive
AntifaschistInnen,  kritische Gewerkschafter-
Innen,  JungsozialistInnen, linke SPD und PDS-
Mitglieder. Die SAV ist demokratisch aufgebaut.
Wir setzen uns in der Arbeiterbewegung dafür
ein, daß gewählte Vertreter nicht mehr verdie-
nen, als einen durchschnittlicher Arbeitnehmer-
lohn. Dieses Prinzip setzen wir bei uns selber
um.

Solidarität
Um an der Macht zu bleiben, müssen die

Herrschenden versuchen, die Massen der arbei-
tenden Bevölkerung gegeneinander auszuspie-
len. Gemeinsamer Widerstand ist notwendig:
Arbeitende, Arbeitslose,  Ausländer-  Innen und
Deutsche, Frauen und Männer, jung und alt.
Der Kapitalismus ist international, der Kampf
dagegen auch. Die SAV hat sich mit sozialisti-
schen Organisationen und Parteien aus über 30
Ländern im „Komitee für eine Arbeiterinterna-
tionale“ zusammengeschlossen um den Kampf
über Ländergrenzen hinweg organisieren zu
können.

Neue sozialistische Arbeiterpartei
Die SPD/Grünen-Bundesregierung hat unter

Beweis gestellt, dass sie die Macht und die Herr-
schaft der banken und Konzerne nicht in Frage
stellt, sondern ihre Politik nach den Interessen
der Reichen und Superreichen ausrichtet. Die

Impressum
Voran, Hansaring 4, 50670 Köln
Tel.: 02 21/13 45 04 oder 13 46  04,
Fax 02 21/13 72 80
e-mail: SAVBUND@AOL.com
Internet: www.SAV-online.de

Was will die ? Spenden von unten gegen die da oben

Wir brauchen 25.000 Mark!
Während es den PolitikerInnen der CDU ge-

rade eiskalt den Rücken herunterläuft, wenn
in ihrer Nähe das Wort „Spenden“ ausgespro-
chen wird, kann die SAV aus tiefster Überzeu-
gung alle Mitglieder, UnterstützerInnen und
LeserInnen der VORAN auffordern, große und
kleine Beträge an uns zu spenden.

Wir werden jede Mark, die uns erreicht, zur Ver-
breitung von Gegeninformationen zu den Nachrich-
ten der kapitalistischen Medien, zur Propagierung
sozialistischer Ideen, zur Organisierung von Kampa-
gnen gegen Sozialabbau und Privatisierungen, für
antifaschistische Aktionen und zum Aufbau einer
neuen sozialistischen Arbeiterpartei verwenden –
auch wenn wir damit gegen den Strom der Praxis
der anderen Parteien schwimmen.

Ziel unserer aktuellen Spendenkampagne ist es, bis
zum 31. Juni 25.000 DM zu sammeln. Von diesem
Geld wollen wir zum einen die Arbeit des Komitees
für eine Arbeiterinternationale, der internationalen
Organisation der die SAV angeschlossen ist, unter-
stützen. Konkret wollen wir unserer nigerianischen
Schwesterpartei, der Demokratisch-Sozialistischen
Bewegung (englische Abkürzung: DSM), behilflich
sein eine Computer-Ausrüstung anzuschaffen. Die
DSM spielt eine wichtige Rolle im Kampf für wirkli-
che demokratische und gewerkschaftliche Rechte, in
einem Land, in dem bisher nur auf dem Papier die
Demokratie eingeführt wurde.

Ausserdem soll von den Spenden der für Juli 2000
geplante Umzug der SAV-Bundeszentrale von Köln
nach Berlin finanziert werden. Berlin ist seit einigen

Monaten Regierungssitz und Hauptstadt und wird
immer mehr zum Zentrum des Protestes – von den
Mobilisierungen gegen das erste Schrödersche Spar-
paket bis zur Demonstration zur Ehrung von Karl
Liebknecht und Rosa Luxemburg. Berlin ist auch
Schnittstelle zwischen Ost und West und der Ort, in
dem sich politische Entwicklung in der Linken am
schnellsten niederschlagen werden. All das sind
wichtige Gründe, den Sitz der Leitung einer sozialisti-
schen Partei in diese Stadt zu verlegen. Der SAV-
Bundesvorstand erhofft sich von diesem Umzug
auch eine neue Dynamik für den Aufbau der SAV in
Ostdeutschland.

Da ein solcher Umzug mit erheblichen Kosten ver-
bunden ist, soll der Großteil der eingehenden Spen-
den hierfür verwendet werden. Jede Spende ist will-
kommen und wird gebraucht (außer solche von
Großbanken und Waffenschiebern): ob zehn DM
eines armen Schülers, 100 DM eines Arbeitslosen
oder 2.000 DM eines Angestellten. Also, auf zur
Bank und eine Überweisung ausfüllen oder die
Spende  bei Eurer SAV-Ortsgruppe abgeben!

VORAN e. V.
Konto-Nr.: 2500 59 430
Postbank Essen
BLZ 360 100 43

Der Kampf ist international
Die SAV ist Mitglied im „Komitee für eine Arbeiterinter-

nationale“ (KAI, engl. CWI – Committee for a Workers`
International). Das KAI setzt sich für die internationale Ein-
heit der Arbeiter ein und organisiert grenzüberschreitende
Gegenwehr und Solidarität.

Ziel ist die weltweite Abschaf-
fung des kapitalistischen Profit-
systems und der Aufbau einer
Föderation sozialistischer De-
mokratien. Das KAI hat Mit-
gliedsorganisationen in über 30
Ländern auf allen Kontinenten.

Adresse: CWI, PO Box 3688,
London E9 5QX, GB , Tel.:
0044/181/533 0201
Fax : 0044/181/985 0757
E-Mail: inter@dircon.co.u
website:http://www.clubi.ie/
dojo/cwi/inde

SAV im Internet

n

n Broschüren

n Informationen

Bücher und Broschüren

Preis 3 DM +
1,50 DM Porto

Das Grundsatz-
programm der
SAV

Das Programm
der SAV zum
Kampf gegen
Rechts

Preis 4 DM +
1,50 DM Porto

www.

sav-online.de

Rostock
OG Rostock: Donnerstags, 19 00
Uhr, SAV-Büro, Augustenstraße
92 (Eingang über Grüner Weg),
Infos unter Tel. (0381) 4996590
im SAV-Büro

Siegen
Mittwochs, 19 Uhr im Nordafri-
kanischen Verein, Frankfurter Str.
82, Nähe Löhrtor
Infos, Tel.:( 0271) 51 291

Stuttgart
Mittwochs, 19.30 Uhr, Jugend-
haus Mitte, Hohe Str. 9
Infos unter Tel.: (0711) 242442

Sonstige
Kontakt zu folgenden Städten
über die SAV-Bundeszentrale,
Tel.: (0221) 134504: Cottbus,
Darmstadt, Duisburg, Essen und
Frankfurt/Main

Aachen
OG Ost: Dienstags, 19 Uhr, Sedan
Eck, Adalbertsteinweg 233
OG Nord: 19 Uhr, Sedan Eck,
Adalbertsteinweg 233
OG West: Mittwochs, 19 Uhr,
Cafe Mundo, Welt-Haus, An der
Schanz 1
OG Mitte/Süd: Mi. 19 Uhr, Ché-
Haus, Pontstraße 41
Infos unter Tel. (0241) 508685
im SAV-Büro

Berlin
OG Treptow-Köpenick: Mitt-
wochs 19 Uhr, Selbsthilfezen-
trum, Fennstr. 31, S-Bahnhof
Schöneweide
OG Prenzlauer Berg: Montags 19
Uhr, „Kiez-Club“, Jablonskistr.
26, S-Bahn Prenzlauer Allee
Infos unter Tel. (030) 4408429
im SAV-Büro

Bremen
Dienstags, 19 Uhr, Friesenstr.
110.
Infos unter Tel. (0221) 13 45 04
bei der SAV-Bundeszentrale

Bremerhaven
Infos unter Tel. (0221) 13 45 04
bei der SAV-Bundeszentrale

Dresden
OG Dresden: Freitags, 18.30 Uhr
im Stadtteilhaus Neustadt, Prieß-
nitzstr. 18

Freiburg
Sonntags, 18 Uhr, SAV-Büro,
Krozinger Str. 58. Infos unter
(0761) 4 16 32 oder www.SAV-
Freiburg-Online.de

Hamburg
Infos unter Tel. (040) 76621797

Kassel
Montags, 19 Uhr, Kulturzentrum
Schlachthof, Mombachstr. 12,
Infos unter: (0561) 9223522

Kiel
Infos unter Tel. (0221) 13 45 04
bei der SAV-Bundeszentrale

Köln
OG Innenstadt:
Dienstags, 20 Uhr Allerweltshaus,
Körnerstr. 77-79
OG Kalk:
Donnerstag 19.30 Uhr, „Hum-
boldt-Eck“, Kantstr./Ecke Wiers-
bergstraße,  U-Bahn Kalk Kapelle.
Infos unter Tel. (0221) 13 45 04

Sozialistische Alternative – Ortsgruppen

Die nächste
VORAN

erscheint am
4. 5. 2000
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SASASASASAV Aachen kandidierV Aachen kandidierV Aachen kandidierV Aachen kandidierV Aachen kandidiert zu den Landtagswahlen in NRt zu den Landtagswahlen in NRt zu den Landtagswahlen in NRt zu den Landtagswahlen in NRt zu den Landtagswahlen in NRWWWWW

Gegen Korruption
und Kapital

Kaum noch ein Mensch
glaubt daran, dass es in die-
sem Land unkorrupte Politi-
ker gibt. 57% der Menschen
in Deutschland fühlen sich
keiner Partei zugehörig. Das
ist nicht verwunderlich,
denn es ist nicht nur so,
dass die etablierten Parteien
korrupt sind; sie haben sich
zudem entschlossen, alle-
samt die Interessen der Rei-
chen und Superreichen zu
vertreten. Die SAV meint,
dass es keine Lösung sein
kann, sich frustriert zurück-
zuziehen und den etablierten
Parteien das Feld zu über-
lassen.

Die einzige Alternative zu
Korruption, Sozialabbau und
Arbeitslosigkeit ist die, dass
die arbeitenden und arbeits-
losen Menschen und die Ju-
gend sich zusammenschlie-
ßen und sich an dem Aufbau
einer neuen Arbeiterpartei
beteiligen. Das wird das
Hauptanliegen der SAV in
diesem Landtagswahlkampf
sein: Mischt Euch ein, orga-
nisiert Euch und kämpft mit
der SAV für eine Gesell-
schaft, die nicht sich an den
Profiten einer kleinen Min-
derheit orientiert, sondern
die Bedürfnisse der Mehrheit
im Vordergrund stellt. Diese
Gesellschaft wird es solange
nicht geben, solange wir uns
nicht erheben und uns für
diese Gesellschaft einsetzen

Mirjam Alberti ist eine der beiden SAV-Kandidatinnen für die Landtagswahl in NRW. Die SAV
setzt sich in Aachen seit Jahren offensiv gegen Arbeitsplatzvernichtung, gegen Sozialabbau und
gegen Korruption ein.

Köln: SAV gegen Sozialabbau und
Privatisierung
Die SAV beteiligte sich an der Demonstration gegen die Abschaffung des Köln-Passes. Der
Pass auf den 150.000 Kölnerinnen und Kölner mit wenig Geld angewiesen sind, um
Vergünstigungen beim Bahn-Fahren  oder kulturelle Angebote wahrnehmen zu können,
wurde mit den Stimmen der CDU, FDP, Republikaner abgeschafft. SPD und Grüne wollen
auf ein Bürgergehren für die Wiedereinführung verzichten, wenn ein Kompromiss bei den
Verhandlungen um den neu einzuführenden Familien-Pass herauskommt. Die SAV lehnt
diese Kompromiss-Verhandlungen genauso ab, wie die geplanten Privatisierungen, die von
Rot-Grün in Köln vorbereitet und von Gelb-Schwarz nun umgesetzt werden. Um
Arbeitsplätze und soziale Errungenschaften zu verteidigen, ist in den Augen der SAV ein
Streik angebracht. Anfang April werden die von uns gesammeltenUnterschriften für einen
eintägigen Streiktag im gesamten Öffentlichen Dienst bei der ÖTV übergeben werden.

JA, ich möchte die
VORAN abonnieren:

Name Telefon

❏ zehn Ausgaben zu 25 DM
❏   ein Förderabo mit einer monatl.  Spende von ___  DM bezahlen
❏ zusätzlich ___ Exemplare zum Weiterverkaufen

(in Kommission – Bezahlung erfolgt nach Verkauf)

Adresse

Ich erteile VORAN e.V. eine Einzugsermächtigung  fürIch erteile VORAN e.V. eine Einzugsermächtigung  fürIch erteile VORAN e.V. eine Einzugsermächtigung  fürIch erteile VORAN e.V. eine Einzugsermächtigung  fürIch erteile VORAN e.V. eine Einzugsermächtigung  für

o die Bezahlung meines VORAN-Abos   o eine monatliche Spende über ___DM

Kontoinhaber, Anschrift

Kontonr./ Bank/ BLZ

Ort, Datum

Geschenk-Abo           ❏❏❏❏❏  befristet, 10 Ausgaben zu 25 DM       ❏❏❏❏❏  unbefristet

Ich verschenke das Abo. Bitte an folgende Adresse liefern:

Name Telefon

Adresse

Hessen: Bildung soll
klein ge“koch“t werden!

Die hessische CDU hat ihre Spendenmillio-
nen nicht nur in den rassistischen Wahlkampf
gegen die doppelte Staatsbürgerschaft ge-
steckt, das zweite Standbein ihrer Wahlkam-
pagne war das Versprechen auf eine bessere
Bildungspolitik. Nach der jahrelangen Miß-
wirtschaft des SPD-Kultusministers Hartmut
Holzapfel fiel auch diese Propaganda auf
fruchtbaren Boden. Jetzt aber kommt raus,
was sich die CDU unter dieser Bildungsreform
vorstellt, und das ist ein Angriff auf der gan-
zen Linie.

Ob zentrale Abschlüsse an allen Schulen,
Querversetzung nach der 5.Klasse, Wegfall
der 13.Klasse, höhere „Schulsouveränität“
(das heißt  selber bestimmen, wo zu wenig
Geld da ist), Schulsponsoring oder Kürzungen
bei integrativen Gesamtschulen: jedes
Schreckgespenst konservativer Bildungspolitik

wird aus der Mottenkiste geholt.
Erster Widerstand regt sich bereits. Auf der

Jakob-Grimm-Schule gab es eine Vollver-
sammlung zum Thema Zentralabitur, vor der
acht bis neun SchülerInnen SAV-Material zu
dem Thema verteilten, später gab es noch
eine Podiumsdiskussion zu den allgemeinen
„Reformplänen“ der Regierung, bei der der
CDU-Vertreter von allen Seiten Hartgas be-
kommen hat. Wir haben Kontakt zu SchülerIn-
nen verschiedener Schulen, die mit der SAV
zusammen ein Info-Faltblatt schreiben wollen,
das an allen Kasseler Schulen verteilt werden
soll. Auch die DGB-Jugend hat eine Unterstüt-
zung der Kampagne angekündigt. Wer Infor-
mationen zu dem Thema haben will, kann sich
bei der SAV Kassel unter 0561/9223522 mel-
den oder direkt zu unseren Treffen (siehe Info-
kasten S.10) kommen.

n
Flugblattverteil-Aktion der SAV-Kassel gegen das Zentralabitur

 Aber wie wollt Ihr die Kor-
ruption in Euren eigenen Rei-
hen verhindern? Wenn Ihr
erst mal eine große Partei
seid, dann werdet Ihr genau-
so korrupt sein, wie alle an-
deren. Das sind Meinungen,
mit denen wir in unserer täg-
lichen Arbeit auf der Straße
konfrontiert werden und un-
sere Antwort darauf lautet:
Die SAV steht dafür ein, dass
all ihre Funktionäre und
Mandatsträger rechen-
schaftspflichtig sind gegen-
über der eigenen Mitglied-
schaft, als auch gegenüber
ihren eigenen WählerInnen.
Sie müssen ihre Einkom-
mensverhältnisse offen legen
und dürfen nicht mehr ver-
dienen, als einen durch-
schnittlichen Facharbeiter-
lohn. Damit soll gewährlei-
stet werden, dass sie sich
nicht von den Interessen und
Lebensweisen derjenigen
entfernen, die sie gewählt
haben. Das reicht aber nicht
aus.

Wer kann denn andere Kor-
rumpieren um Entscheidun-
gen in seinem Interesse zu
erzwingen? Arbeitslose? So-
zialhilfeempfänger? Asylbe-
werber? Jugendliche? Nein!
Das können nur die, die in
den Chefetagen der großen
Konzerne und Banken und
Versicherungen sitzen. Wer
das Geld hat, hat die Macht.
Sie haben das Geld, weil sie
sich an der Arbeit derjenigen,

die für sie arbeiten berei-
chern. Dieses Geld gehört
uns, denjenigen, die den
Reichtum erarbeitet haben.
Deshalb müssen wir auch die
Kontrolle darüber erlangen.
Dann können wir auch be-
stimmen, was damit passiert
anstatt zusehen zu müssen,
dass Arbeitsplätze vernichtet
und Waffenschiebereien er-
kauft werden.

Wir denken nicht, dass wir
mit unseren Kandidaten di-
rekt in den Landtag werden
einziehen können. Aber wir
wollen den Menschen mit
unsere Kandidatur Mut und
Hoffnung geben, deren Ar-
beitsplätze bei Talbot und
Philips in Aachen bedroht
sind, den Arbeitslosen und
SozialhilfeempfängerInnen,
die am Ende des Monats
nicht mehr wissen, was sie
ihren Kindern zu Essen geben
sollen, den Jugendlichen, die
nach der Schule Angst vor
ihrer Zukunft haben.

Bis zum jetzigen Zeitpunkt
steht noch nicht fest, ob in
Aachen eine der faschisti-
schen Parteien zur Wahl an-
treten wird. Aber unsere
Kandidatur soll auch eine Al-
ternative zu den braunen
Rattenfängern sein, die
selbst in Korruptionsskandale
verwickelt sind und Hand in
Hand mit den Reichen und
Superreichen arbeiten.

Tanja Niemeier, Aachen
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(030)440 84 29
Anrufen, Informieren, Mitmachen

Sozialismus international:
Veranstaltung mit: Sonja Grusch,
Bundessprecherin der Sozialistischen
Linkspartei in Österreich über den Kampf gegen
Haider, Joe Higgins, sozialistischer
Parlamentsabgeordneter aus Dublin (Irland),
sowie RednerInnen aus Kaschmir, Russland
und Deutschland.
Marx – größter Denker oder größter Utopist
des Jahrtausends?
Veränderung durch
Parlamente? Debatte zwischen Joe
Higgins, Abgeordneter der Socialist Party im
irischen Parlament und einem PDS-
Abgeordneten
Plan contra Markt wie eine
sozialistische Planwirtschaft funktionieren kann

... sowie weitere Veranstaltungen, Filme und
eine Party am Samstagabend

Ein Wochenende voller
Informationen,
Diskussionen und
Debatten

Berlin
21.–23. April
Alte Feuerwache, Axel-
Springer-Str. 40-41
(ehemals Lindenstr.)
Berlin-Kreuzberg

(Zweiter Eingang an der Oranienstraße 96,
links neben der Bundesdruckerei)

★

★
★

★

Anmeldung
q Ich brauche einen Schlafplatz in Berlin
q Ich brauche eine Mitfahrgelegenheit
q Ich brauche Kinderbetreuung für ____

Kinder

Ohne Moos nix loos!
Eine Teilnahmekarte für das ganze Wochenende kostet 20 DM.

Tageskarten kosten: Freitag 5 DM, Samstag u. Sonntag je 10 DM.
Mittagessen wird angeboten. Für TeilnehmerInnen, die mit der SAV
aus anderen Städten anreisen, beträgt der Gesamtpreis inklusive
Teilnahme, Übernachtung, Verpflegung und Fahrtkosten 90DM

Name, Telefon

Adresse

Infos

(0221) 13 45 04

Kto.-Nr.: 250059430
BLZ: 360 100 43
Bank: Postbank Essen

Abgeben am Infostand der
SAV, bei Deinem VORAN-
Verkäufer oder senden an :
Sozialistische Alternative, Han-
saring 4, 50670 Köln
Telefon: (0221) 13 45 04
Fax: (0221) 13 72 80
e-mail: savbund@aol.com

Prominenteter Redner bei dem „Sozialis-
mus 2000 Wochenende“ ist Joe Higgins,
Abgeordneter der Socialist Party (SP) im iri-
schen Parlament. VORAN sprach mit ihm:

Wie kannst Du die Position im Parlament für
sozialistische Politik nutzen?

Die Erfahrung der Sozialistischen Partei, nach-
dem wir seit zweieinhalb Jahren einen Vertreter
im Parlament haben, zeigt zweifelsfrei, dass die-
se Position sehr effektiv genutzt werden kann,
um unsere Ideen zu verbreiten und den Bekannt-
heitsgrad der Partei zu erhöhen. Auch wenn die
Medien nicht über jeden Auftritt im Parlament
berichten, müssen sie doch die wichtigsten Initia-
tiven berichten. Das bedeutet, dass die Ideen der
SP eine Verbreitung durch landesweite Radio-
sendungen, Zeitungen und manchmal auch das
Fernsehen finden. Ich rede auch auf vielen Ver-
sammlungen, die von unseren Ortsgruppen über-
all im Land durchgeführt werden; dadurch konn-
ten wir schon einige neue Ortsgruppen gründen.
Die Position eines Abgeordneten kann auch eine
Rolle bei der Unterstützung von Arbeiterkämp-
fen spielen. So waren wir zum Beispiel bei der
Unterstützung für Bauarbeiter, die für bessere
Sicherheitsmaßnahmen auf den Baustellen ge-
kämpft haben, sehr engagiert.

Die Zeit für die ganze Arbeit zu finden ist
allerdings manchmal ein Problem. Ich muss das
richtige Gleichgewicht zwischen Interventionen
im Parlament, Interventionen in die Arbeiterbe-
wegung, in Bürgerinitiativen und Kämpfe vor Ort
und der notwendigen Arbeit zum Aufbau der
Sozialistischen Partei finden. Zusätzlich gibt es

viele Fälle von Menschen, die in meinem Wahl-
kreis in Dublin West wohnen, die mit ihren indivi-
duellen Problemen auf mich zukommen. Jeder
dieser Fälle muss bis zu einem Ergebnis verfolgt
werden. Aber die wichtigste Rolle eines sozialisti-
schen Abgeordneten ist, und das darf nie aus
dem Auge verloren werden, eine starke Alterna-
tive zu den Parteien des Kapitalismus und der
bankrotten Politik der Sozialdemokratie aufzubau-
en.

Was unterscheidet Dich von anderen
Abgeordneten?

Eines der Prinzipien durch die ich mich als so-
zialistischer Abgeordneter abhebe ist, dass ich
von einem durchschnittlichen Facharbeiterlohn
lebe und alle Bezüge, die darüber hinaus gehen,
spende, um den Kampf für eine sozialistische
Gesellschaft zu fördern. Unsere Parteimitglieder
werden regelmäßig über meine Einnahmen und
Ausgaben unterrichtet und über die Spenden die
an die Partei und viele andere Kampagnen ge-
macht werden.

Wir konnten die Abgeordnetenposition in Irland
auch international nutzen. Die SP ist Teil einer
sozialistischen Internationale, dem Komitee für
eine Arbeiterinternationale, dem auch die SAV
angehört. Ich habe viele Länder besucht und auf
Veranstaltungen von Mitgliedsparteien dieser In-
ternationale gesprochen. Internationalismus ist ein
entscheidender Bestandteil des Kampfes für eine
sozialistische Alternative und daher auch eine
wichtige Verantwortung für mich als sozialisti-
schem und internationalistischem Abgeordneten.

Abgeordneter mit Arbeiterlohn

„Wenn ich Premierminister wäre“
Joe Higgins wurde, wie andere

Kandidaten auch, von einer Zei-
tung gefragt, was er machen
würde, wenn er Premierminister
von Irland wäre. Hier einige Fra-
gen und seine Antworten:

Was wäre Ihre Wahlparole?
Die Bedürfnisse der Menschen

sind wichtiger als die Profitsucht der
Großkonzerne – Ihre Stimme für de-
mokratischen Sozialismus.

Ihr wichtigstes Wahlverspre-
chen?

Eine Regierung für die arbeiten-
den Menschen, deren Minister nur
einen durchschnittlichen Arbeiter-
lohn erhalten und keine Privilegien
haben.

Wie würden Sie das Geld für
ihren Wahlkampf aufbringen?

Keine Spenden von Großkonzer-
nen sondern hunderte kleiner Spen-
den von einfachen Leuten.

Wer wäre Ihr „spin-doctor“
(politischer Berater)?

Jemand mit dem Auftrag, die
Wahrheit zu sagen anstatt sie zu
verdrehen.

Wie würden Sie mit dem
Bankenwesen des Landes
umgehen?

Überführung in öffentliches Ei-
gentum unter demokratischer
Verwaltung, Kontrolle und Re-
chenschaftspflicht.

Joe Higgins auf einer Demo gegen Privatisierung der Wasserwirtschaft und Schlagzeile der
irischen Zeitung „The Star“: Abgeordneter Joe gibt 20.000 Pfund (45.000 DM) von seinem
Lohn ab.


